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II. Abschnitt.

Einzelne Gegenstände des Staatsaufwandes.

, s-44.
Die nähere Betrachtung der Staatsausgaben führt, wie schon
die Verhandlungen der ständischen Versammlungen über die
Finanzplane zeigen, zu einer Prüfung aller Staatseinrichtun¬
gen, und man könnte hierdurch in Versuchung gerathen, einen
großen Theil der Staatsklugheitslehre in die Finanzwissenschaft
hereinzuziehen («). Dieß würde jedoch nicht bloß dem Zwecke
derselben widerstreiten, sondern darum schädlich sein, weil dabei

eine allseitige gründliche Untersuchung der Staatsvcrwaltungs-
gcgenstände verhindert und der finanzielle Gesichtspunkt zu sehr
hervorgehoben würde. Um sich genau in den Gränzen der Fi¬
nanzwissenschaft zu halten, muß man sich darauf beschränken,
bei jedem Gegenstände der Staatsausgaben zu erforschen, wo
sich in ihm Gelegenheit zeigt, die Grundsätze der Sparsamkeit

ohne Verletzung anderer Rücksichten in Anwendung zu bringen.
(a) Wie es zum Theile von Krause geschehen ist, National- und Staats»

ökonomie, 2ter Theil.

1. Abtheilung.

Ausgaben aus der Verfassung.

§. 45 .

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß in einem monar¬
chischen Staate der Fürst auf ein seiner erhabenen Stellung ent-
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sprechendes Einkommen aus Staatsmitteln Anspruch hat, und
ebenso, dem Wesen der Erbmonarchie gemäß, seine Familie.

Der hiezu bestimmte Theil des Staatsaufwandcs bildet die
Hofstaats- oder Hofausgaben. Die Bestreitung dieser
Ausgaben aus Staatseinkünften ist jedoch da unnöthig, wo die
fürstliche Familie, wie sie ursprünglich aus dem Ertrage eigen-
thümlicher Ländereien ihre Bedürfnisse bestritten hatte, so auch
noch fortwährend sich im Eigenthume solcher Güter und Rechte
befindet, die anerkanntermaßen jene Bestimmung haben.
Diese Stammgüter des fürstlichen Hauses konnten da erhalten
werden, wo die höchste Gewalt noch in der nämlichen Familie
sich vererbt, aus deren Landbesitz und Gutsherrlichkeit sich ehe¬
mals die Landeshoheit entwickelt hat. Wo dagegen durch Um¬
wälzungen und Wechsel der herrschenden Familie jene Stamm¬
güter in das Staatseigenthum oder in Privathände übergingen,
oder wo sie durch den Entschluß des fürstlichen Geschlechts in

Staatsgut umgewandelt wurden («), da trat die Verpflich¬
tung des Volkes ein, den Bedarf des Hofes auf andere Weise
zu decken.
(a) Bergl. unten §. SN. und Bollgraff, Systeme der prakt. Politik,

IV, SN6. Doch pflegt man in diesem Falle bei der Bestimmung der
Hofausgaben darauf Rücksicht zu nehmen, was diese Güter dem
Monarchen würden eingebracht haben, wenn er sie beibchalten hätte.

s. 46.
Die Erhaltung solcher Stammgüter des fürstlichen Hauses

gewährt für dasselbe in der größeren Sicherheit des auS ihnen
entspringenden Einkommens bei Unglücksfällen, und da, wo eine
ständische Verfassung besteht, in der Unabhängigkeit von der
Bewilligung der Landstände unverkennbare Vortheile. Jndeß
hat man doch den Nutzen dieser Güter häufig überschätzt (a).
Man glaubte, der Aufwand des Hofes, wie ausgedehnt er auch
sein möge, verliere dadurch sein Anstößiges, daß er aus den
eigenen Einkünften des Fürsten genommen wird; allein eine
Verschwendung in diesen Ausgaben würde, besonders bei einem
beengten Staatshaushalte, doch immer als ein Mißverhältniß
angesehen werden, vorzüglich da nach dem deutschen Staats¬

rechte die erwähnten Familiengüter auch zugleich zur Bestrei-
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tung vonNcgierungsausgaben behülflich sein sollten, vgl. §.61.
In manchen Landern, wo die Domänen als fürstliches Haus¬
gut galten, ist dennoch die Verabredung einer Civilliste nöthig
geworden, entweder weil der Ueberschuß der Domanialeinkünfte
in die Staatskasse floß, oder weil diese bei der Unzulänglichkeit
jener einen Zuschuß (Kammerhülfe) geben mußte (S). Die
landständische Mitwirkung zur Festsetzung der Hofstaatsausgaben
trägt dagegen bei, dieselben in einem, den Hülfsquellen des
Landes entsprechenden Maaße zu erhalten. Die Verhandlungen
über diesen Gegenstand sind zwar öfters in einer für die fürst¬
liche Würde verletzenden Weise geführt worden, allein wenn
dicß durch den Besitz von Hausgütern ganz verhütet werden
sollte, so müßten diese so beträchtlich sein, daß sie selbst für die
außerordentlichen Hofausgabcn zureichten, und dieß würde die
Gefahr eines übermäßigen Hofaufwandes sehr verstärken. Fer¬
ner kann man auch da, wo solche Güter nicht vorhanden sind,
die gesetzliche Anordnung treffen, daß für die Hofstaatsausgaben
fortwährend eine aus dem Ertrage benannter Staatsgüter zu
ziehende Summe ausgeschieden wird (c).
(a) Vcrgl. v. Jakob, II, Z. 835 ff. — Dahlmann (Politik, I, 91)

bemerkt, daß die Fürsten selbst öfters den Bezug einer bestimmten
Geldsumme aus der Staatskasse vorzogen.

(i) Z. B. Altenburg. Verfassung v. 1833, Z. 18. Hohenzollern-Sigma-
ringen'sche Verf. 1833. tz. 74.

(r) In Preußen werden 2'/? Will. Rthlr. von dem Ertrage der Do¬
mänen für den Hof abgezogen, die im Budget nicht aufqeführt sind.
— Nach dem hannöv. Grundgesetz von >833, §. >25. 126, sollte ein
Domänencompler, der Mill. Rthlr. rein abwürfc, ausgeschieden
und dem Könige zur freien Verwaltung übergeben werden, was
jedoch eine unnöthige Verwicklung verursacht hätte. In Mecklen¬
burg-Schwerin wurden 1849 74 Güter mit 228Hufen, nebst Schlös¬
sern, dem großherzoglichen Hause überlassen und daneben 175 000
Rthlr. Civilliste bewilligt. Auch in Oldenburg kam man (5. Februar
1849) überein, einen Theil der Domänen, der rein 85 000 Rthlr.
trägt, als Fideicommiß der fürstlichen Familie auszuscheiden, wäh¬
rend der Nest in das Staatsvermögen übergieng.

s- -17-
Das Nachdenken über die Größe der Hofstaatsausgaben

führt mit Nothwendigkeit auf die Anerkennung zweier Sätze,

die sich gegenseitig beschränken und aus deren Verbindung der
richtige Mittelweg hcrvorgeht.
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I. Der Fürst sollte nicht in die einfache und sparsame Lebens¬

weise einer bürgerlichen Familie versetzt werden, er bedarf eines
reichlicheren Einkommens («), theilS damit sich seine Würde
durch den sinnlichen Eindruck einer nicht bloß anständigen, son¬
dern geschmückten und gefälligen Umgebung auch äußerlich kund
gebe (-), theilS um Handlungen der Wohlthätigkeit üben zu
können, in denen seine Persönlichkeit einen desto weiteren Spiel¬
raum finden muß, je mehr bei den eigentlichen Regicrungsge-
schäften wegen ihrer heutigen Schwierigkeit und der Verant¬
wortlichkeit der Minister diesen überlassen werden muß. Starke
Einschränkungen, plötzlich ausgeführt, würden ferner viele Fa¬
milien nahrungslos machen und können daher ohne Nachtheil
nur allmälig cintreten.
(«) Ad. Smith, 5. Buch I. Cap. 4. Abthlg.
(d) Das Walk selbst sieht dieß als Ehrensache an.

§-48.

II. Gerade der Umstand jedoch, daß im Einzelnen des Hof-
aufwandeS eine ängstlich berechnete Sparsamkeit nicht füglich
durchgeführt werden kann, hat, wie die Erfahrungen älterer
und neuerer Zeit beweisen, sehr oft eine Verschwendung veran¬
laßt, welche für die Volkswirthschaft die traurigsten Folgen
äußerte («). ES ist daher eine Beschränkung dieses Aufwandes
im Ganzen nothwendig, die in kleineren und in minder wohl¬
habenden Ländern weiter gehen muß, als in anderen. Die Ein¬
richtungen der europäischen Höfe lassen eine bedeutende Verein¬
fachung zu. Was als unabweislicher Bedarf (Minimum) an¬
zusehen sei, läßt sich einigermaßen ans der Vergleichung
mit den Einkünften der begüterteren Staatsbürger beurthci-
len. Eine Pracht des Hofes, die mit schweren Entbehrun¬
gen der Bürger erkauft werden muß, kann durch die vorhin
(Z. 17.) angegebenen Rücksichten nicht gerechtfertigt werden,
zumal da sich, wenn die Umstände es gebieten, Würde mit edler
Einfachheit wohl vereinbaren läßt. Es muß daher eine für den
Hof zu verwendende Summe festgesetzt und mit den Staatsein¬
künften, den früheren HauSgütern der fürstlichen Familie und
den übrigen Staatsbedürfnissen in ein richtiges Verhältnis; ge-
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bracht werden (L). Diese Summe wird in den Ländern, wo

sie von landständischer Zustimmung abhängt, Civilliste ge-

nannt (c).

(») lilnlum tiitorem esse Iinporntoreni, gni ex vlacerlbiw i>ravlncin-
linin Iinmilie» non neeessnrios »ec reip. miles nleret, urthcilte
^1 cx. 8 e ver»8. Vergl. KIoclr, vc nernr. S. öl I. Bekannt ist
die Prunkliebe Ludwigs XIV. Vcrgl. Geschichte Frankreichs, Leipzig,
I82ö. S.777. 782. — Colbcrt widersprach wenigstens, wenn er auch
nicht zu hindern vermochte. „Io Ueelare :> V. K.," sagte er 1666,
„gii'un repa« inutile ,Ie 3000IIvre8 ine Mit nne peine incro^nblv,
et lorsgu'il L8t gue8tlon de inillioiw >I'or pour In ?oIvA»e, je ven-
ilrnis tont man bien, g'enKUKernl8 inn leinine et n>e5 enla»t8 et
j'irul8 ir pied taute inn vie pour kournir, 8'il etait neee8Skure."
vre 88v n, I, 339. — Man findet in den franz. Finanzrechnungen,
daß im I. 1685 die verschiedenen, den Hof betreffenden Ausgaben
>/, des ganzen Aufwandes oder 25' 917 828 Liv. betrugen. Da nun
seit 1679 die Mark feines Silber zu 20 Liv. 6"/, 2 Sous, vor der
Revolution aber zu 54,Liv, ausgcbracht wurde (Praun, Vom
Münzwescn, S. 209. bi eclr er, .Idmin. III, 6.), so ist jene Summe
auf 49 Mill. Liv. der letzteren Zeit zu schätzen. Neckers Aufzählung
der Hofstaatsausgaben zu seiner Zeit gicbt doch nur 33-700 000 Liv.
bei 610 Mill. Liv. Ausgabe, oder Sh '2 Proc. a. a. O. II, 362. — Die
Anlagen von Versailles und die naheliegenden Schlösser Trianon,
Marly re. kosteten zwischen 1674 und 1690 die Summe von 88?/,
Mill. Liv., in späterem Gelbe 157 Mill. Schlözer, Staatsanz.XII,
6ö. — Noch Karl X. hatte ein so starkes Hofpersonal, daß jeder Hof¬
bediente nur 3 Monate jährlich Dienst that; s. Vucliv8iie, K88ui
8ur I«8 tinuueea, k. 1831.

(b) Starke freiwillige Veränderungen dieses Aufwandes in Folge der
Märzereigniffe 1848 und der Finanzvcrlegenheit in den deutschen
Staaten.

(e) Vergl. v. Jakob, II, § 851. Der Ausdruck ist in England zuerst üb¬
lich geworden. Die große Verminderung der Domänen, die Entzie¬
hung mehrcr Regalien rc. nöthigte das Parlament, unter Karl II.
1660 eine aus anderen Einkünften hcrfließende Ergänzung für den
königlichen Hof zu bewilligen; man wies hiezu gewisse Einkünfte
(civil-li8t-revemia8) an, die zusammen auf l'200 000 L. St. ange¬
schlagen wurden, von denen jedoch auch Ausgaben für Flotte und
Heer bestritten werden mußten. Was dem König verblieb, schätzte
man 1676 auf 462,1 15 L.; 1690 (Wilhelm III.) wurden demselben
600 000 L. zugcdacht, die man 1697 auf 700 000 L. erhöhte, doch
mit Einschluß der erblichen Kroneinkünfte. Bis auf Georg II. be¬
gnügte man sich, die zugewiesenen Einkünfte nur im Allgemeinen
anzuschlagen und darnach den zur Ergänzung erforderlichen Zuschuß
zu bestimmen. Nun aber, als man die Civilliste auf 800 000 L. setzte,
wurde zugleich verfügt, daß jährlich das, was an dem Betrage der
zugewiesenen Einkünfte zu jener Summe fehlen würde, aus der
Staatskasse zugelegt werden sollte. Ein allenfallsiger Mchrertrag
blieb dem König zur Verfügung. Die heutige Bedeutung des Wor¬
tes civil Ii8t stammt also erst von 1728 her. Georg III. verzichtete
auf einen Theil der erblichen Einkünfte der Krone. Die Civilliste
reichte aber für den großen Aufwand nicht hin und es wurde» mehr-



mals Schulden, die auf sic gemacht worden waren, vom Parlamente
übernommen, von 1769—1814 zusammen für 3 Milt. L. Nach der
Regulirung von 1816 betrug die Civilliste 1-057 0011L., außer248000
L. Pensionen (Apanagen ifür die k. Familie. Aus obiger Summewur¬
den aberauch verschiedene Staatsbeamte besoldet, z.B. die Lords Ober¬
richter, die auswärtigen Gesandten, so daß nur 799 000 für den Kö¬
nig übrig blieben. 1831 wurde die Civilliste für Wilhelm IV. durch
Uebcrtragung fremdartigerAusgaben auf andereCassen auf 520000
gemindert. — Die erblichen Einkünfte der Krone, Iierellilar/ rcve-
nuos, im Betrage von 800 000 L., waren schon früher dem Parla¬
mente zur Verfügung gestellt worden. 183! verzichtete der König
noch auf einige Gefälle, die im Frieden geringfügig sind, weil sie
zum Theile aus Admiralitätsgeldern bestehen, die nur in einem See¬
kriege durch die Prisen ansehnlich werden. Die Krbgefälle von Lan¬
caster und Cornwallis blieben, als Familiengut, noch im Besitze des
Königs. Sie werden auf SO,000 L. angeschlagen. Die Civilliste der
Königin Victoria wurde im Jahre 1837 auf38S OOO L. gesetzt, nebst
10 000 L. für die Diener und 12 000 L. Pensionen. Hiezu kommen
die Wirtwengchalte und Apanagen. Sinclair, Ilwtor^ ot tbe
public rsvonue, I, 290. 292. II, 38. 63. — Höfler, Geschichte der
englischen Civilliste, Stuttg. 1834, — I>o ri enx in k o eiix, Ilcvne,
1839, II, 801.

Die Civilliste sammt den übrigen Bezügen des fürstlichen Hauses
aus der Staatskasse beträgt nach den neuesten Voranschlägen von der
ordentlichen reinen Staatseinnahme oder dem ordentlichen Staats-
aufwande (ohne die Erhebungskosten der Einkünfte):

0, Proc. Großbritanien (1848/9) 392 000 L. St.
1 „ Frankreich (1848) 13-300 000 Fr.
1, °° „ ungefähr Niederland (1848) 1/. Mill. fl.
2, ° „ ungefähr Belgien (1848) 2-/ Mill. Fr.
3, ° „ Spanien (1848) 45-900 000 Re.
3, „ Oesterreich, R. 1847, 5-203 690 fl., worunter jedoch

manche Ausgaben, die genau genommen nicht hieher
gehören. A. für 1849 ist 4-046 148 fl. oder 4, - Proc.,
wobei 193 159 fl. für 2 Leibgarden und 185664 fl.
für 2 Hofgestüte.

3, ' „ Preußen (1849) 2'/, Mill. Rthlr.
4, " „ Dänemark (1818) 743 000 Rthlr.
4, « „ Schweden (1845 -47) 686 700 Rthlr.
8, " „ Baden (1848) 897 000 fl., mit 100 000 fl. Nachlaß.
9, - „ Würtemberg (1848/49) 1-155 228 fl., wovon aber

200 000 fl. für dieß Jahr nachgelassen sind, so daß die
Ausgabe nur 7, ° Proc. beträgt.

10 „ Baiern (1813—49) 3-204 957 fl.
10, - „ Sachsen (1846—48) 696858 Rthlr.

12 ," „ Mecklenburg-Schwerin (1849) 337 900 Rthlr. nachAbzug der zugehörige» Einnahmen.
13,7 „ (1845—47) 747 822 fl.
15, °° „ Kurheffen (1849) 392 100 Rthlr.

Die Erfahrung zeigt, daß bei der Festsetzung der Civilliste auch
auf die Größe des Privatvermögens des Fürstenhauses Rücksicht ge¬
nommen zu werden pflegt, i-ndem, wo dasselbe bedeutend ist, von
selbst die Ansprüche auf die Civilliste ermäßigt werden können. Fer-



ner würde bei einer genauen Beleuchtung vorstehender Ausgaben
noch mancher Posten ausgeschiedcn werden müssen, der nicht gerade
der fürstlichen Familie wegen verwendet wird.

§. 49 .

Die Civilliste wird entweder von einer Finanz- (Etats-)

Periode zur andern, oder zweckmäßiger auf die Lebenszeit des

Monarchen festgesetzt, waS jedoch eine spätere Abänderung

durch neue Vereinbarung nicht ausschließt (a.) Außer der be¬

stimmten jährlichen Geldsumme, pflegt dem Oberhaupte auch

der Nießbrauch gewisser im Staatsvcrmögen befindlicher Ge¬

bäude (Schlösser und Zubehör) und Ländereien (Gärten, Wal¬

dungen zum Jagdgehege ic.) überlassen zu werden (S). Die

Apanagien der anderen Mitglieder des Fürstenhauses und die

WittumSgehalte der fürstlichen Wittwen und die Mitgaben der

Prinzessinnen werden entweder in der Civilliste mit begriffen,

oder neben derselben besonders angewiesen. Dieß verdient den

Vorzug, weil dann das Hinwegfallen dieser Ausgaben durch den

Tod oder andere Veränderungen der persönlichen Verhältnisse

sich von selbst ergiebt (c.) Die Verwendungsart der Civilliste

hängt lediglich von dem Beschlüsse des Fürsten ab, doch ist es

zweckmäßig, genau zu bestimmen, welche Ausgaben überhaupt

der Civilliste zur Last fallen. Man kann unterscheiden:

1) ordentliche Ausgaben; dahin gehören a) Privatdisposi-

tionscasse (Cabinetscasse, Chatoulle) des Fürsten und derjenigen

Familienglieder, welche keinen eigenen Hofstaat erhalten, k>) Aus¬

gaben für die wesentlichen Bedürfnisse der Hofhaltung (ck), alsper-

sönliche Bedienung, — Tafel, — Schlösser, deren Erhaltung,

Einrichtung und Heitzung, — Marstall. o) Ausgaben für an¬

dere, Genuß und Pracht betreffende, am leichtesten eine Ein¬

schränkung gestattende Gegenstände, z. B. Musik (Capelle),

Theater, Jagdwesen, Sammlungen, Feste;

2) außerordentliche Ausgaben für Reisen, Vermählungen,

^ Begräbnisse u. dgl. (e).
(a) Bad. Verf.-Urk. 8- 57: Die einmal bestimmte Civilliste darf ohne

Einwilligung des Großherzogsnicht erniedrigt, ohne Zustimmung
der Stande nicht erhöht werden. — Es ist streitig, ob nach diesem
Satze die Civilliste auch auf jeden Thronfolger ohne neue Beschlie-
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Innig übergehen könne fvgl. Prot. d. 2.K. v. 1831. 2. Beil. H. S.39),
wie dieß in Bezug auf Baiern behauptet worden war. Baierischc
Landtagsvcrhandl. 1828.XV, 525. Nach dem baicr. Gesetz vom l.Jul.
1834 ist die eigentliche Civilliste im Betrage von 2 350 580 fl. für
immer festgesetzt und auf Domäneneinkünfte angewiesen.

(-) Diese der Civilliste überlassenen Gegenstände müssen genau verzeich¬
net werden, z B. Bad. Ges. v. 2. Nov. 1831. — Franzos. Ges. v.
8. Nov. 1814. Rach dem Gesetz v. 2. März 1832 war auch diese Aus¬
stattung nur lebenslänglich; das Krongut, llonialiio <Ie In couronnv,
im Sinne des französ. Staatsrechts. Dasselbe war, wie alles Staats¬
gut, unveräußerlich,unverjährbar und unverpfändbar, es durfte
nicht über 18 Jahre verpachtet werden, außer zufolge eines beson¬
deren Gesetzes (d. h. mit Zustimmung der Kammern), Do 6arund n,
Droit ndininistrntii', III, 480. ülacarvl et Doulutixiiier,
De In tortune publigue, I, 114.

(c) Ehemals wurden statt des Apanagiums gewöhnlich den Mitgliedern
des Fürstenhauses gewisse Domänen zur Benutzung übergeben (pu-
ruxium), z. B. noch dem heutige» Hause Orleans, von dem sie 1830
wieder in das Staatsvcrmögen zurückkehrten und nur vermittelst
eines Austausches gegen andere Theile dem lloniuiiie <lo I» couronnv
einverleibt wurden, in Rußland (ndsvl). Karl Friedrich von Baden
wies seinen Söhnen Domänen als Standcshcrrschasten zum Genüsse
an. Pfister, Gesch. Entwickl. des bad.Staatsr. 1214. Für die Fest¬
setzung eines Geldapanagiums gicbt es 2 Systeme: 1) Vererbung
nach Linien, so daß die einem jüngeren Sohne des regierenden Für¬
sten zugetheilte Unterhaltssumme aus seine Nachkommen übergeht;
z. B. in Würtcmberg und Hannover. Hiebei können die An-
thcile einzelner fürstlicherPersonen ganz unzureichendwerden,
man muß daher durch die Bestimmung helfen, daß das Einkommen
eines Prinzen oder einer Prinzessin nicht unter eine gewisse Grenze
(mini,»ui») sinken kann und bis dahin durchZuschüsseergänzt wird.
Auch entsteht durch zufällige Ungleichheit in der Zahl der Abkömm¬
linge jeder Linie eine unbillige Verschiedenheit in den Einkünften
derselben; der Vortheil ist aber unverkennbar, daß der Aufwand im
Ganzen ein bestimmtes Maaß behält. Beisp. Würtemb.Hausges. v.
28. Jun. 1828. Herdcgen, S. 150. 2) IndividuelleApanagien
für jeden Prinzen und jede Prinzessin, doch mit einiger Rücksicht
auf die Nähe der Verwandtschaft mit dem Regenten und bei Prinzen
auf ledigen oder verheirathetenStand. Hiebei entsteht die Besorg-
niß, daß bei einer zahlreichen fürstlichen Familie die Ausgabe im
Ganzen eine große Summe erreichen könne, wogegen Bestimmungen,
wie sie das bad. Gesetz von 1839 enthält, nothwendig sind. Die Apa¬
nagien und Wittumszchalte dürfen nämlich zusammcngenommen
400000 fl. nicht übersteigen, und schon bei einem Belaufe von
300 000 fl. wird von jedem neuen Apanagium'/,, von 350 000 fl.
aber die Hälfte abgezogen.

(A) Der Hofdicnst pflegt in großen Staaten in Stäbe getheilt zu sein,
Oberkammerherrn-, Oberhofmarschall-, Oberstallmeistcr-, Oberjäger¬
meister-, Obercercmonicnmeister-,Oberhofmeister-Stab. Der rus¬
sische Hofetat von 1801 zählt 3 858 Hofbedienstete mit einer Aus¬
gabe von 3-363815 Rubel, welche nach dem damaligen Curse der
Assignaten von 151 gegen 2'/, Mill. Silberrubel — 4-140 000 fl,
ausmachen. Storch, Rußland unter Alexander I. XIII, 63—94,



(e) Beispiel aus Mecklenburg-Schwerin, Li. 1849. Großh. Chatoullc'
-16 667 Rthlr. — Wittum und Appanagicn 65 528 Nthlr. — Auß.
Ausg. 28 417 Nthlr. — Hofstallung, Gärten ic. 201 590 Nthlr. (Ein-
nahme I5!>0), Bauwesen 22 500 Nthlr., Theater 67 520 Rthlr.
(Einnahme 21 870 Rthlr.) Capelle 15320 Rthlr., Marstall 59 930
Rthlr. (Einn. 3030 Rthlr.), Privakgcstüt 10570 Rthlr.— (Ein».
3710 Rthlr.), ganze Ausg. 380 197 Rthlr., Einn. 42,200 Nthlr.

8. so.
In Monarchieen mit Volksvertretung («) sind auch die

landständischcn Versammlungen (S), welche an der Gesetzge¬
bung und selbst an einzelnen Beschlüssen der Vollziehung Thcil
nehmen, der Gegenstand einer Ausgabe. Zn kleineren Staaten,
wo man im Verhältnis; zur Volksmenge eine größere Zahl von
Mitgliedern berufen muß, damit die Werathungcn vielseitig ge¬
nug werden, würden die Kosten zu lästig werden, wenn man
nicht wieder durch seltenere Einberufung sparen könnte, welche
auch unschädlich ist, weil daS Bedürfnis; neuer Gesetze nicht so
häufig eintritt. Die Ausgaben betreffen I) die L'aggclder und
Reisekosten der Landtagsmitglicdcr. Diese Vergütung, die nur
bei den gewählten, nicht bei den durch Geburt oder Beruf be¬
rechtigten Abgeordneten vorzukommen pflegt, hat daS Gute,
daß man bei der Auswahl der Fähigsten nicht auf die Wohl¬
habenden beschränkt ist, wie dieß der Fall wäre, wenn jeder Ge¬

wählte auf eigene Kosten reisen und in der Hauptstadt sich er¬
halten müßte (c); 2) das bleibend angestelltc Personal, näm¬
lich die dauernden Ausschüsse, wo sie bestehen, die Archivare ic.

3) Sitzungsgcbäude, Hcitzung, Beleuchtung, Bewachung und
bauliche Erhaltung derselben. 4) Schreibgebühren, Druck-
kostcn u. dgl.
(a) Man pflegt sie vorzugsweise konstitutionelle Monarchien zu nennen,
(d) Dieser Ausdruck ist hier im weiteren Sinn genommen, so daß er

sowohl die von den einzelnen Ständen nach älterer Art beschickten
Landtage, als die Sitzungen der Vertreter des ganzen Volks bezeich¬
net. Man hat übrigens den Gegensatz beider Formen zu stark ange¬
nommen; denn eine solche Vertretung schließt eine Wahl nach Stän.
den nicht nothwendig aus. Vgl. v. Rottcck in v. Aretins Staats¬
recht d. constitut. Mon., III, 174.

(c) Anderer Meinung ist v. Jakob II, §. 857 ff. Nach dem englischen
und dem bisherigen französischen Wahlgesetze bedürfen die Depu--
tirten wegen ihres zur Bedingung derWähibarkeit gemachten ansehn¬
lichen Vermögens keine Entschädigung, in den meisten andern Staa¬
ten ist dieselbe eingeführt. In Preußen wirdein Monatlicher Land-

Ra u, pol. Ockon. 3te Ausg. III. 4
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" tag sammt dcn fortlaufende» Kosten für die I. Kammer auf 3 >,000,
für die 2te (wegen der Reisekosten und Tagegelder) auf 185 000
Rthlr. angeschlagen. In Baicrn kostete die ümonatliche Sitzung von
1828 284 000 fl., dee Sitzung von 1833 163 000, die von 1836
375 000 fl. Ein 4—5 monatlicher Landtag in Würtcmberg kostet ge¬
gen >32000 fl., wovon /z in den Voranschlag jedes Jahres ausge¬
nommen wird. In Baden kosteten in lOjährigcm Durchschnitt die
Landtage in jeder 2jährigen Periode 103 000 fl. S. noch v. Mal-
chus, il, 63. W ollgraff, Systeme, IV, 412.

§. 51 .
In nicht monarchischen Staaten (Republiken) sind die hie-

hcr gehörigen Ausgaben viel geringer, ein Umstand, der in keinem
Fall bei der Vergleichung beider Staatsformcn dcn Ausschlag

geben könnte, weil er hinter anderen weit wichtigeren Rücksichten
in den Hintergrund tritt («). In Aristokratieen bringt es das
Interesse der bevorzugten Geschlechter mit sich, daß sie bedacht
sind, nicht auch durch Geldbczüge beneidenswert!) zu erscheinen.
In Demokratieen, wenn sie von einer Versammlung gewählter

Abgeordneten regiert werden (großer Rath, National-Versamm-
lung, Congreß), sind Tagegelder an dieselben nothwcndig (-).
Das Organ der vollziehenden Gewalt (Präsident, Landamman,
Schultheiß, Doge rc.), obgleich seiner Verantwortlichkeit zufolge
nur der oberste Beamte im Staate, muß doch ein seinem Range
entsprechendes Einkommen erhalten, zumal da er den Abge¬
sandten fremder Mächte gegenüber seinen Staat mit Anstand
zu vertreten hat (c).

(n) In Nordamcrica und Frankreich kostet die periodische Wahl eines
Präsidenten das Volk durch Arbeitsversäumniß u. dgl. auch bedeu¬
tend viel. — Daß die deutschen Staaten nach ihren geschichtlichen
und räumlichen Umständen, der Künstlichkeit des Nahrungswescns
und aller Verhältnisse, dem Mangel an uneigennütziger Hingebung
und Gercchiigkeilsliebe, der hohen Bevölkerung rc. sich zu einer Viel-
Herrschaft nicht eignen, ist von der großen Mehrzahl der Denkenden
anerkannt.

(ä) In Nordamerica z. B. erhält jedes Mitglied der beiden Häuser täg¬
lich 8 Doll. Die Ausgabe für dcn Congrcß war >84^/„ 795 365 D. —
In Appenzell A. Rh. kostete 1826 Landsgemeinde und großer Rath
2867 fl., >827 aber 3962 fl. (Bernoulli, schweiz. Archiv, III, Nr.
I), in Bern im I. 1838 der große Rath 20,933 Fr., in St. Gallen
1836: 8900fl.j in Thurgau bestimmt die Verfassung v. 14.Apr. 1831
die Tagegelder auf 1 fl. 2l kr. In Aargau (Vers, vom 6. Mai
>831) ist es dcn Kreise» überlassen, den Abgeordneten zum großen
Rath eine Entschädigung zu geben, die in Bern, Zürich, St. Gallen
rc, die Staalscasse bezahlt.
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(o) I» den iiordamericanischen Freistaaten bezieht der Präsident 25 000
Doll., der Vicepräsidcnt 5000, der Secrctär des Senats 600, der der
Repräsentantcnversanunlung 500 Doll. — In den schweizerische»
Freistaaten sind die Besoldungen gering, so daß die obersten Beam¬
ten nicht davon leben können; z. B. in Zürch: jeder der 2 Bürger¬
meister 1600 Fr. — 1120 fl., in Bern der Schultheiß 5000 Fr.—
3500 fl., in Genf jeder der 4 Syndics 4000 dortige fl. — 866 fl.

2. Abtheilung.

R e g i e r u n g s a u s g a b e n.

1. Hauptstück.

Die Rcgierungsausgabe» im Allgemeine» betrachtet.

8. 52.

Die Verbindung der einzelnen Bürger zu Gemeinden hat
eine wichtige wirthschaftliche Seite, indem die Gemeinde nicht
allein Vermögen besitzt, sondern auch aus ihren Einkünften vieler¬
lei gemeinnützige Ausgaben bestreitet. Es gicbt daher eine G e-
meindewirthschaft, deren Bestimmung darin liegt, manche
gemeinsame Zwecke der Mitglieder, vorzüglich die aus dem Zu-
sammcnwohnen in nächster Nachbarschaft entstehenden, aus den
Hülfsmitteln der Gemeinde zu befördern (a). Die Negierung
muß den staatswissenschafllichcn Grundsätzen zufolge alle die¬
jenigen Einrichtungen und Anstalten den Gemeinden überlassen,
welche, obgleich in den Umfang des Staatszweckes fallend, doch
besser von jenen als von ihr selbst geleitet werden können. Dieß
ist bei verschiedenen örtlichen Bedürfnissen offenbar der Fall, nur

daß die Befriedigung derselben bei Gegenständen, in denen die
Beobachtung gleichförmiger Regeln aus Hinsicht auf die Wohl¬
fahrt des ganzen Staats erforderlich ist, nach den Vorschriften
der Staatsgcsetze und unter der Oberaufsicht der Staatsbehörden
geschehen, auch die ganze Wirthschaft der Gemeinde als einer

4*
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Körperschaft von jenen überwacht werden muß. Auf diese Weife
beschränkt sich der Ncgicrungsaufwand auf Gegenstände, die
entweder gar keine örtliche Beziehung haben, oder doch sonst
nicht der Besorgung der Gemeindevorsteher anheim gegeben
werden dürfen.

(cr) Aus Familien bildet sich zunächst die Gemeinde, aus Gemeinden setzt
sich der Staat zusammen, und während dieser in seinem Umfange
wechselnd ist, bleiben jene uranfänglichcn und einfachen Berbindun-
gen im Laufe derJahrhundertc gewöhnlich in unverändertem Bestände.

§. 53.

In Monarchicen mit einer landständischen Verfassung, wenig¬

stens in größeren Staaten, kann nach demselben Grundsätze,
wie bei den Gemeinden, ein Thcil des für gemeinsame Zwecke
erforderlichen Aufwandes den einzelnen Landesbczirkcn (Pro¬

vinzen, Kreisen, Regierungsbezirken, Departements rc.) über¬
lassen werden. Diese Ausscheidung der BezirksauSgaben
von den allgemeinen Ausgaben der StaatScasse (n) setzt vor¬
aus, daß in den Bezirken der landesherrlichen Behörde (Be-
zirkSrcgicrung, Präfect rc.) eine besondere Vertretung der Ein¬
wohner (Landrath, DcpartcmentSrath, Provincialstände rc.)
zur Seite stehe, welche, zwischen der Gemeindeverwaltung und
der allgemeinen Ständcversammlung in die Mitte tretend, die
Mitwirkung achtbarer Würger an der Berathung öffentlicher
Angelegenheiten vervollständigt, die Wünsche, Anträge und Be¬
schwerden der verschiedenen LandeStheile zur Sprache bringt,
und zur Vervollkommnung der Staatsanstalten kräftig mit-
wirkt (L). Wenn nun gewisse Ausgaben in den einzelnen
Landesbezirken mit Zuziehung der Wezirksvertreter beschlossen
und die dazu erforderlichen Deckungsmittel von den Bewohnern
deS Bezirkes aufgebracht werden, so daß für die dahin gehören¬
den Gegenstände jeder größere Landestheil seine eigene Wirth-
schastsführung erhält, so erweiset sich dies darin nützlich daß
1) die Leistungen der Bürger mit den für sie daraus entsprin¬
genden Vorthcilen in richtigem Verhältnisse stehen, 2) die Be¬
reitwilligkeit zur Uebernahme von Lasten durch den deutlicher

sichtbaren Nutzen verstärkt wird, 3) die Ausgaben nach reiferer
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Erwägung deS wahren Bedürfnisses eingerichtet, 4) die spar¬
samsten Arten ihrer Bestreitung ausgcwählt werden können (c).

(a) v. Jakob, II, §. 828. N86. — Fulda, Haudb. ff 21. — Mehr ge¬
gen die Maaßregel: v. Malchus, II, 41. — Reichhaltigen Stoff
enthalten die Verhandlungen der baier. Stäudcvcrsammlung von
1828, 2. Kammer, Band I. V. XII. XIV, und Beilage I.VIII. I.XXXII.
Der von der Regierung vorgclcgte Entwurf des Gesetzes wurde von
den Ständen so abgeändert, daß erstere die Genehmigung versagte.
1831 kam ein abzcänderteS (vom 28 Dec.) zu Stande, nach welchem
die Kreisausgaben 3-602 MW fl. oder 13/z Proc. des gesammten
Staatsaufwandes ausmachten. Weitere Abänderungen im Ges. v. 17.
Nov. 1837, und noch wesentlichere im Ges. v. 23. Mai 1846.

(ä) Diese Einrichtung ist desto mehr Bedürfnis!, je weiter die Provinzen
eines Staates in Wohlstand, Bildung, Sitten :c. von einander ver¬
schieden sind. Sie bildet gegen das Zusammendrängen aller Rcgie-
rungsthätigkeit in der Hauptstadt ein wohlthätigcS Gegengewicht,
darf aber nicht soviel Einfluß erlangen, daß sie einen schädlichen Pro¬
vincialgeist nährt. Die Provincialständc haben sich in mehreren
Staaten bei dem Zusammcnfließen kleinerer Gebiete zu einem grö¬
ßeren Ganzen als Reste der ehemaligen Unabhängigkeit erhalten.
An der ehemaligen niederländischen Republik war die Bereinigung
noch so wenig durchgreifend, daß man das Ganze wie einen Bundes¬
staat betrachtete. Daher rührt noch die heutige Provincialverfassung
von Niederland und Belgien. Die Stände in einigen Landschaften
des alten Frankreichs hatten sogar, wenigstens dem Rainen nach,
das Steuerbewilligungsrecht. Nach dem Muster von Belgien (Pro-
vincial - Gesetz v. 30. Apr. 1836) hat man 1818 begönnen, auch in
deutschen Staaten diese Einrichtung in ausgedehntem Maaße zu
gründen.

(e) S. Motive des baier. Gesctzentw. in den a. Verhandl, I, 323 Nud-
hart ebd. V, 31.

8 - 51 -
Untersucht man das Maaß der Mitwirkung, welches den

Bezirksständen eingeräumt werden kann, so lassen sich folgende
Elasten von StaatSausgaben unterscheiden: t) Solche, die den
Staat im Ganzen betreffen, und zu dem einzelnen Landcsthcilc,
in welchem sie zufällig vorgenommen werden, in keiner näheren
Beziehung stehen. Diese müssen in jedem Falle ganz von der
höchsten Gewalt beschlossen und von der Hauptstaatöcasse be¬
sorgt werden (n). 2) Ausgaben für Einrichtungen und An¬
stalten, deren Wirkungen ganz oder größtenthcils den Bewoh¬
nern jedes einzelnen Bezirkes zu Gute kommen. Hier sind wie¬
der mehrere Abteilungen zu machen,

a) Bei Ausgaben, deren Betrag für jeden LandcStheil nach
allgemeinen Rücksichten des Staatswohls und nach gleich-
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förmigen Regeln festgesetzt werden muß (-), ist die Ucder-
tragung an die Bezirke eine leere Form, zumal da auch die
Art, wie die Summen aufgebracht werden sollen, wegen
der nöthigcn Einheit in der Finanzvcrwaltung den Be¬
zirken nicht freigestellt werden kann (a). Man müßte

folglich für solche Provincialausgaben auch sogleich eine
entsprechende Summe auS Staatsmitteln den Bczirks-
casscn zuweisen.

d) Bei anderen Ausgaben kann das Nähere der Berwen-
dungsart und selbst die genaue Bestimmung der zu
verwendenden Summe der Beurtheilung dcrBczirksstande
überlassen werden, wahrend der Zweck selbst und der Um¬
fang, in dem er erreicht werden soll, von der höchsten
Staatsbehörde vorgeschricben wird (ck).

e) Solche Ausgaben, die ein Mehr oder Weniger zulassen,
so daß man überdcn geringsten unentbehrlichen Bedarfnach
den vorhandenen Hülfsguellcn und der Bereitwilligkeit zu
größeren Opfern hinausgehen kann, sind die facultati-
ven oder freiwilligen Bezirksausgaben, bei denen sich
die ganze Anordnung eines Provincial-HauShaltes vorzüg¬
lich wirksam und vorthcilhaft erwcißt. Hier haben die Be¬
zirksstande den weitesten Spielraum. Wollte man diese
Elaste der Bezirksausgaben in sehr enge Gränzen ein-
schlicßen, so wäre es überhaupt nicht der Mühe werth, die

ganze Einrichtung zu treffen, welche die Finanzverwaltung
immer etwas umständlicher macht.

(a) z. B. Kosten der obersten Landesstellcn, der Staatsvcrtheidigung
der auswärtigen Berdandlungcn, der obersten Lehranstalten.

(b) z. B Besoldungen der Beamten in größeren und kleineren Bezirken,
Wasserbau. Landstraßen von allgemeiner Wichtigkeit.

(c) In Frankreich verhält cs sich mit einem Thcile der Departements-
ausgaben so, daß sie eben so gut geradezu als allgemeiner Staats¬
aufwand bezeichnet werden können. Dahin gehören die Ausgaben für
Gehalte der Präfcctur-und Unterpräfectur - Beamten, Burcauko-
sten, Zuchthäuser, Gebäude der Gerichtshöfe und Anstalten der Ge¬
sundheitspflege, die Bäder eingeschlossen Diese <Iö>>e»so8 ,Ias <Iü,,nr-
toino»» lixes werden vom Ministerium des Innern bestritten, sind
also nur dem Slawen nach Bezirksausgabcn. Zu ihrer Deckung die¬
nen gewisse Steuerzuschläge, centinios nüililionels, die jetzt (A. für
1850) 10,'Proc. oder Cent, von der Grund-, Personal und Modi-
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cluiguL <lö;,. werden dagegen von den Dcpartementsräthen inner¬
halb eines gewissen moximum festgesetzt. Sie betreffen Präfeckurge-
bäude, Gendarmerichäuscr, Gefängnisse, Gerichtskostcn (ohne die
Besoldungen), Schulwesen, Findclhäuser, Armenanstaltcn, Landstra¬
ßen, Kataster u. dgl. Die im A. für 1850 angegebene Summe macht
l9,^Proc. der Grundsteuer und 18,'Proc. der Personal- und Mobi-
liarsteueraus. Hiezu kommen noch für die Gemeinden l Cent. fürUn-
lcrstützungcn bei Brandschaden, Hagelschlag rc. u. I Cent für Aus¬
fälle an den Einkünften (non-v«Ieur8, remises el moüorntions).
Ferner bewilligt die Staatsgewalt einen k'on<>8 cnmmun po»r dep.
varind>>:8,um nämlich eine Ergänzung aus der Staatskasse denje¬
nigen Dep. zu geben, bei denen die Steuerzuschlägc für den zugehö¬
rigen Aufwand nicht hinreichend sind; 7. Cent, für >8ö»

(<I) z. B. Gebäude für die Zwecke der Staatsverwaltung. In Belgien
sind (Art. liO ff. des a. Ges.) viele Ausgaben genannt, für welche
im Provineial- Voranschlag einer Summe enthalten sein muß.

§. SS.

Weitere Bemerkungen über die Bezirksausgaben.
1) Die freiwilligen Ausgaben könnten durch die Beschlüsse

der Bezirksräthe so hoch gemacht werden, daß sie die Bürger all¬
zusehr belasteten und daß sie die Fähigkeit zur Tragung der
Staatsabgaben verminderten. Daher ist es rathsam, das höchste
zulässige Maaß jener Ausgaben (muximum) im Ganzen von
Zeit zu Zeit entweder für alle Bezirke gleichförmig, oder für
jeden insbesondere durch den Beschluß der Staatsgewalt aus¬
zusprechen O).

2) Bei den Ausgaben, welche in einem ganz festen Betrage
den BezirkScassen zugewiesen werden, oder die wenigstens den
Bczirksständcn nur einen geringen Spielraum für die Be¬
streitungsart gestatten, d. h. den überwiesenen oder obli¬
gatorischen Ausgaben ( Z. S4 Nr. 2, b), müssen auch die
erforderlichen Summen aus allgemeinen Staatsmitteln in die
BezirkScassen geliefert werden, es sei nun durch Ueberlassung
eines gewissen Theils der Steuern, oder durch Zuschüsse aus der
Staatscasse. Es ist gerecht, daß die auS allgemeinen Rücksichten
des Staatswohls gebotenen Ausgaben von der Gcsammtheit
der Staatsbürger getragen werden, ohne daß der zufällig größere
Betrag in einem einzelnen Landcstheile den Einwohnern des¬
selben zur Last fallen dürfte (S).
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3) Je mehr auf dcn Gememsinn und die Einsicht der Bürger

zu bauen ist, über desto mehr Gegenstände darf man die frei¬
willigen Ausgaben ausdehncn, doch muß man sich auch hüten,
Staatsanstaltcn, die nach einem gemeinschaftlichen Plane auS-

geführt werden sollten, dcn Provincialvcrsammlungen zu über¬
lassen, wobei leicht der Zusammenhang gestört und der Erfolg

geschwächt wird (c).
-1) Um eine richtige Vorstellung von dem Umfange der StaatS-

auSgabrn zu erhalten, muß man in Staaten, wo die erwähnte
Provincialversassung besteht, die Bezirks- und die Eentral- oder
allgemeinen Landesausgaben zusammcnfassen (//).
(n) In Frankreich wird das Höchste der ordentlichen fakultativen Aus¬

gaben in dem jährlichen Finanzgcsctze bestimmt. Die jetzigen Sätze
dieses max. sii d 5 Cent, für allgemeine Dep. Anstalten, 5 Cent, für
Wicinalstraßen und 2 Cent, für Wolksschulen, 5 Cent, für die Grund¬
steuer- Negulirung. Hiezu kommen noch außerordentliche fakultative
Ausgaben, die auf besonderen Gesetzen beruhen. So sind neuerlich
5 Cent, für Depart. Straßen und Gebäude gestattet. Als Beispiel
dient der Voranschlag für das Depart. Nicderrhcin, 1812 (560 000
Ew.): I. 119 211 Fr. zugewiesene Ausgaben, die aus der Staats¬
einnahme vergütet werden. Dazu dienen 9/ Cent, der regelmäßigen
Zuschläge für den gemeinschaftlichen Vorrath (lumls commnii).
II. >72 709 Fr. facultative Ausgaben «I'nlililü Oopnrleinentnlo, dazu
5 Cent, der Grund-, Personal-und Mobiliarstcucr, ferner Ueber-
schuß von 1810 rc. III. 151 31 t Fr. außcrordentl. Ausgaben für Ge¬
bäude und Landstraßen, wofür 5 Cent, aller direkten Steuern be¬
stimmt sind. IV. 233 781 Fr. besondere Ausgaben (,Iop. spveinux)
für Bikinalwcge, wozu 1 Cent, aller dir. Steuern, und 52 000 Fr.
Zuschuß von dcn Gemeinden, ferner 10 500 fl. Ueberschufi von 1810;
zusammen 1010 012, außerdem für Volksschulen 76 123 Fr. (dazu
2 Cent.) u. 29 >65 Fr. für das Kataster (mit 0," Cent, der Grund¬
steuer), also im Ganzen 1-115 330 Fr., während die Staatsstcuer
ohne Zuschläge sich auf 2-989 218 Fr. beläuft. Die unter I. aufge¬
führte Summe ist aber schon im Staats-Budget enthalten.

In Baiern erlaubt das Finanzgesetz von 1816 eine Kreisumlage
von 1^/z Proc. zu fakultativen Ausgaben und verordnet eine solche
von I V,, Proc. zu dcn zugewicscncn (nokhwendigen) Kreisausgaben,

(ä) In Baiern gehörten bis jetzt (das Gesetz von 1816 trat erst mit
dem I. 1819 in Vollzug) zu dcn Gegenständen der zugewiesenen
Ausgaben die Mittel- und Unlcrgcrichte, die Friedensgcrichte, Land-
commissariate (in der baicr. Pfalz), die niederen und mittleren
Schulen, das Gesundhritspersonal, der Unterhalt der öffentlichen
Gebäude, Straßen und Brücken, aber der Wasserbau und der Neu¬
bau von Straßen, Brücken rc. liegt der Hauptstaatscaffc ob. Die zu-
gewiescncn Ausgaben und Einnahmen betrugen 1837—13 1-137 00»
fl. Hievon wurden 731 000 fl. durch Krcisumlagcn und Ucberschüsse
vorhergehender Jahre gedeckt, cs waren alse 3-706 000, oder mit
Hinzurechnung von einigen andern Posten 3-900 000 fl. durch Zu-
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Beil. XVI. 0. S. 48. Nach dem neuen Ges. bleiben als Krciskostcn
nur noch die Verwaltung der Krcisfonds, der Bedarf des Landraths,
die gewerblichen Lehranstalten u. a. Kreisanstalten für „Industrie
und Cultur," die allg. Sanitäts-Anstalten, Armen-, Findelhäuser
und Beschäftigungsanstalten des Kreises, ferner die auf Antrag des
Landraths übernommenen gemeinnützigen Anstalten. Bestehende
Kreisanstalten müssen erhalten werden, bis ihre Aufhebung auf An¬
trag des Landraths von der Regierung beschlossen wird, neue sind
facultativ.

(c) Am weitesten sind die facultativcn Ausgaben in Belgien ausgedehnt,
wo cs den Provinzen auch gestattet wird, Anleihen zu machen. Im
Jahre 1840 waren in den 9 Provinzen an 8 Mill. Provincialausga-
bcn oder 1,°° Fr. auf den Kopf, und zwar 1) 2 490 047 Fr.
zugewiesene Ausgaben (ilep. oblixatoires) für Straßen¬
bau (621 000 Fr.), Beherbergung der Gendarmen, Gerichts¬
höfe und Gefängnisse, Schulden in einem Theile der Provinzen,
Findelkinder, Zuschuß an die Gemeinden für Irren-, Armenanstalten
und Unterricht, für Verwaltung der Provi ncialeinkünfte re-, ferner
2) 5-440 867 Fr. facultative Ausgaben, worunter 4-277 000
für Straßen, Canäle re., 195 000 für Gottesdienst, 100 000 für Un¬
terricht,66 000 für Beförderung der Landwirthschaft.DieEinnahmen
waren 2-006 000 Steuerzuschläge, 612 000 Staatszuschuß, 698 000
Weggeld, Canalzoll rc., 209 OOOHundesteucr,2-650 OOOFr.Anleihen.
Im I. 1844 beliefen sich die ProvincialauSgabcn auf8-617 071 Fr.,
1846 7-794 788 Fr., 1847 — 49 i. D. 6-541 000 Fr. Brabant allein
wurde 1841 ermächtigt, 3-600 000 Fr. aufzunehmen.

Ostflandern hatte im I. 1840 330 000 Fr. zugcwiesene, 499 000
freiwillige Ausgaben, 400 000 Einnahme aus Anleihen. Zu den Ein¬
nahmen gehörten 120 000 Fr. Viehsteuer, die bloß für die Landwirth-
schaft verwendet werden sollten.

In Großbritanien bestehen vielerlei Bezirks- und Orts-Abgaben
und man ist darüber einig, daß eine bessere Regulirung dieses sehr
verwickelten Gegenstandes großes Bedürfnis; ist. Man unterscheidet
in England 1) Kirchspielabgaben, (kai-isliral.es), unter denen die Ar-
menumlagc (poor ralo) die erheblichste ist; Betrag 6'/, — 7 Mill.
L. St., 2) Grafschaftsumlagen (könnt/ rate»), welche wie die un¬
ter 1) genannten für verschiedene Zwecke unter besonderen Namen
erhoben werden; dahin gehören auch die bundreil - und borouxb-
ratos, die Wcggeldcr (lolls), Hauen- und Lcuchtthurmgebühren,
kirchliche und Justizvcrwaltungsgebührcn (keos) u. dgl. Aus der
allgemeinen könnt/ rate werden die Gefängnisse, Brücken, Gerichts-
gebäudc, Kranken- und Irrenhäuser, Constables rc. bezahlt. Man
schlägt neuerlich die Grafschaftsumlagen (rates) auf etwa 1 >/, Mill.,
die Straßengelder und a. Gebühren auf 2-600 000 L. St. an. — In
Schottland machen die Orts - und Grafschaftsabgaben zusammen
gegen 956 000, in Irland 1-831 000 L. St. livport ok tbe poorlaev
cnininissioners o» local taxntion, I,. 1844. — kbe local laxes ok
tbe »niteü leiiiAiloin k. 1846 (ebenfalls von der Armen-Commission
hcrausgegeben).

(et) In Frankreich erscheinen diese Dcpartemcntsausgabcn vollständig in
der Staatsrechnung, in Baiern die nothwendigcn Kreisausgabcn,
in Belgien werden sie gar nicht ausgenommen. Für 1850 sind für
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Frankreich angenommen: 2gl'/, Will. Fr. Grund-, Personal- und
Mobiliar-, Thür- und Fenster- und Patentsteucr für den Staat, ge¬
gen 80/, Mill. für die Departemcntsausgaben (wovon 35 Will, ohne
Mitwirkung der Dep. Nälhe), und ungefähr 3l! Mill. für die Ge¬
meinden.

8 - 66 .
Zn jedem Zweige der Staatsverwaltung ist der größte Theil

der Ausgaben zur Vergütung von Diensten bestimmt, welche
von den zu einer fortdauernden Wirksamkeit für die Staats¬

zwecke angcstellten Personen geleistet werden. Man unterschei¬
det die zu wichtigeren und schwereren Verrichtungen bestimmten
Beamten, welche Besoldungen beziehen und in vielen

Staaten ein Recht auf lebenslängliche Versorgung erhalten, von
dem für minder schwere Geschäfte angestellten Unterpersonal,
welches widerruflich angenommen zu werden pflegt und dessen
Lohn Gehalt heißt («). Bei beiden muß wieder die Bezah¬
lung während ihrer Dienstführung von der Ausgabe unterschie¬
den werden, die noch nach beendigter Dienstzeit derselben fort¬
dauert, den Ruh-und Wittwengehalten.

(«) Diese Unterscheidung von Besoldung und Gehalt ist jedoch nicht allge¬
mein angenommen.

8 - 67 -
An der Ausgabe für Besoldungen und Gehalte

läßt sich ohne Nachtheil für die Staatsverwaltung durch folgende
Mittel ersparen (») : 1) indem man den Geschäftsgang von
unnöthigen Förmlichkeiten befreit und dadurch den Bedarf von

Beamten verringert, eine Maaßregel, die zugleich die Bürger
vieler Beschwerlichkeiten überhebt (S), — 2) indem man nicht
mehr Staatsdiener anstellt, als zur guten Besorgung der Ge¬

schäfte nöthig ist, und nicht Stellen errichtet, nur um gewisse
Personen zu begünstigen, — 3) indem man für Verrichtungen,
die von geringer bezahlten Beamten eines niedrigeren Ranges
ebenso gut vollzogen werden können, keine höher besoldeten
anstellt (c), — 4) indem die Besoldung jeder Dienststelle nur
so hoch bestimmt wird, als es die Beschaffenheit derselben for¬
dert (ck). Eine zu spärliche Vergütung der Staatsdienste be¬

willigen ist aber sehr schädlich. Selbst dann, wenn augenblick-
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!»

lich viele Personen sich um eine Anstellung bewürben und die
Besetzung aller Stellen mit fähigen Männern möglich wäre,
würden doch mit der Zeit die Nachtheile nickt ausbleiben,
es würden Gewissenlosigkeit, Erpressungen, Bestechlichkeit, im
besten Falle Nachlässigkeit einreißen und man würde sich zu einem

so wenig belohnenden Wirkungskreise nur wenig vorbcreitcn.
Eben so wenig ist es zu billigen, wenn man, um an den Be¬
soldungen zu ersparen, den Beamten gestattet oder nachsieht,
sich Einnahmen unmittelbar von den Bürgern zu verschaffen,
denn dieß führt leicht zur Parteilichkeit und Ungerechtigkeit.
Nicht selten sind die höheren Aemter zu reichlich, die unteren

dagegen zu kärglich bezahlt. Ist bei den letzteren eine allge¬
meine Vermehrung der Besoldungen zu kostbar, so kann wenig¬
stens durch Anordnung mehrerer Wesoldungsclassen den ver¬
dienten Beamten die Aussicht auf Fortrücken zu einer besseren

Einnahme, auch ohne Veränderung des Geschäftskreises, ver¬
schafft werden (e).

(a) Vergl. Lips, Deutschlands Nationalökon., S. 143 ff. (zu weit
getriebener guter Eifer).

(-) Gute Bemerkungen hierüber bei Say, Handb. V, 122 ff. Doch
hat die Vereinfachung der Geschäfte auck ihre Gränzcn, weil man
keine WiUkühr oder Uebereilung zulasten darf.

(o) Widerruflich angestellte Subalternen — Assessoren neben den Ra¬
then rc.

(ff) Zu reichliche Besoldungen setzen die Staatsämter dem Zudrange
begünstigter unfähiger Männer aus, die nur bequemen Müßig¬
gang beabsichtigen. ?u.rnell, Ou liuunriril rciari», S. 192.

(s) Entwurf eines Normaletats für die bad. Staatsdiener. Verhandl.
von 183!, V. Beil. S. ! XIII, 296. — Willkührliche Reduktionen
der Besoldungen in Frankreich, 183! u. !832, auch in Belgien,
April !83>. — Die B. d. provisorischen Regierung in Frankreich
vom 4. Apr. 1848 schreibt Abzüge von den Besoldungen vor;
Bei 2000—2S»0Fr. 4 Proc., 2501—3000 Fr. 5 Proc. u. s. f.,
von 25 001 Fr. an 30 Proc.

Z. 58.
Wahrend der Lohn von Arbeiten für Privatpersonen sich

durch das Mitwerben von selbst regelt, muß die Besoldung der
Staatsbeamten durch den Beschluß der Negierung auf eine
angemessene Größe gesetzt werden. Diese hängt von folgenden
Umstanden ab: 1) lieblicher standcsmäßigcr Bedarf des Beam¬
ten und seiner Familie, weil mit jeder Dienststelle ein gewisser
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Rang verknüpft ist und wenigstens die Abstufung zwischen den
Besoldungen verschiedener Grade nicht verabsäumt werden darf.
Die Steigerung des Aufwandes unter den Beamten in neuerer

Zeit ist zwar nicht zu bezweifeln, und cs kann der Regierung
nicht zugcmuthct werden, die immer mehr begehrende Sucht
nach Genüssen völlig zu befriedigen; indeß laßt sich doch auch,
während alle Stände ihre Lebensweise verändert und ihre Be¬
dürfnisse vermehrt haben, nicht diese Elasse allein zur Einfachheit
eines früheren Zeitalters zurückführcn. 2) Kosten der Vorbe¬

reitung, wobei hauptsächlich der Unterschied vollständiger wissen¬
schaftlicher Bildung und bloßer allgemeiner Schulkcnntnisse ent¬
scheidend ist. 3) Schwierigkeit und Wichtigkeit des Dienstes,
Grad von Verantwortlichkeit und Seltenheit der dazu erforder¬
lichen Fähigkeiten.

§. 59.

In früheren Zeiten bestand ein großer Thcil der Besol¬
dungen in Naturalien (re), und dieß war zweckmäßig, weil
damals zum Lebensunterhalte weniger Kunstwaaren erfordert
wurden, zugleich der Marktverkchr und der Geldumlauf gerin¬
gere Lebhaftigkeit hatten, als jetzt, weil cs also der Negierung
bequemer war, Einkünfte in rohen Stoffen zu beziehen und zu
verwenden, und auch die Besoldeten es vorzogcn, nicht baar
einkaufen zu müssen. In neuerer Zeit hat das Bestreben, daS

Finanzwesen zu vereinfachen und die lästige Verwaltung der
Naturalvorräthe abzuschaffen, in den meisten Ländern die Ein¬

führung reiner Geldbesoldungen zur Folge gehabt, gegen die
sich jedoch wieder manche Stimmen erhoben haben (/,). Eine
feste Geldbesoldung kann bei niedrigen Fruchtpreisen reichlicb,

bei hohen unzureichend werden. Die Angestellten sollten in wohl¬
feilen Jahren für die theuren etwas zurücklegen, unterlassen es

aber meistens sowohl wegen einer sehr allgemeinen Neigung
zum augenblicklichen Genuß, als wegen der Hoffnung, daß die
Wohlfeilheit länger anhalten werde. Wird nun ein Theil der
Besoldung nach einem vieljahrigcn Preisdurchschnitte auf Ge¬
treide gesetzt, so hat dieß für die Besoldeten den Nutzen, daß sie
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beim Wechsel der Getreidepreise nicht leiden, für die Regierung

aber ist es vortheilhast, weil sie dann keine Theurungszulagen

zu geben braucht und einen Theil ihrer Getrcideeinkünfte immer

nach einem Durchschnittspreise verwendet, folglich von den

Preisveränderungen weniger Störung im Finanzwesen empfin¬

det (a).
(a) Der schlesische Ritter Hans von Schwein:chen erhielt 1593 bei

seiner Anstellung als fürstlich liegnitzischer Hofmarschall folgende
Besoldung: 150 Rthlr. baar nebst 30 Nthlr. für Kleidung, 2
Malter Roggen, I/, Schock Karpfen, l Schock Hechte, 2 Zuber
Fische, l Spickschwein, 3 Viertel goldberger Bier, 4 Haufen Holz.
S. dessen Leben, herausgeg. v. Büsching, III, 39. Vgl. Hoff¬
man::, Finanzw. v. Würt. z. Anfang des 16. Jahrh. S. 12.

(ü) Nassau (Protokolle der Deputirten-Versamml. 1822. S. 149.),
Würtemberg (Memmingcr Jahrbücher, 1823. II, 290).— In
Baiern war 1819 gewünscht worden, einen Theil der Besoldungen
auf Getreide zu setzen. Protokolle der Dep.-Kammer,IX, 19. X,
457. Ebenso 1825. Beil. X, 124. 6. Im I. 1826 wurde bei
neuen Anstellungen der Anfang gemacht. Diese Einrichtung würde
aber die Lage der Beamten verschlimmern, wenn der in Getreide
bestehende Besoldungstheil bei der Regulirung der Pensionen
nicht in Betracht käme; s. die Schrift: Einiges über Getreide-
bcsoldungenin: K. Baiern. Augsb. 1829. — v. Mussinan's
Antrag an die baier. 2. Kammer v. I83l in Mätzlcr's Be¬
richt über daS AuSg. Budg. Beil. XblV. 6.

(v) In ähnlichem Sinne Herdegen, Würt. StaatSHH. S. 161.

§. 60 .

Bon den Unterhaltsmitteln folgt ein Theil den jedesmaligen

Veränderungen deS GetreidcpreiseS schnell nach, z. B. Brot,

Fleisch, Milch, Butter, Talg, Eier, Obst, Gemüse, Kartoffeln,

Bier; ein anderer Theil, sowie auch die Lohnarbeit, steigt oder

sinkt gewöhnlich erst bei einem anhaltend hohen oder niedrigen

Fruchtpreise, viele Maaren endlich halten sich von letzterem ganz

unabhängig, z. W. Holz, Wein, Colonialwaaren, Kleidung,

Wohnung. In Bezug auf die letzteren kann eine Naturalbesol¬

dung gar keinen Nutzen gewähren; auch bei der erwähnten

zweiten Elaste von Waaren ist der Zusammenhang mit den

Getreidepreisen zu unsicher und ungleichförmig, als daß die

Besoldeten vermittelst eines unveränderlichen Fruchtquantums

immer in gleicher Lage erhalten werden könnten. Es sollte

daher nur derjenige Theil der Besoldung, welcher muthmaßlich

für die Ausgaben der ersten Elaste verwendet wird, auf Getreide
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gesetzt werden. Dieser Theil könnte bei niederen Dienststellen
etwa V4, bei höheren 1/x, Vg oder noch weniger von der gan¬
zen Iahresausgabe betragen </,). Man muß in jedem Lande
diese Abstufung nach genauen Erkundigungen anordnen (S).
s«) Z. B. bei einer Besoldung von 1200 fl., einem Durchschnittspreis

des Scheffels Roggen zu 2 fl. und '/« Getreidebesoldung könnte
festgesetzt werden:

baare Einnahme .... 1000 fl.
100 Scheffel ..... 200 fl.

1200 fl.
(L) Der württemb. Vorschlag von 1821, daß >/, in Getreide gesetzt

werden solle, war zu hoch. Statt eines gewissen Theilcs der Be¬
soldung könnte man auch ein bestimmtes Fruchtquantum als Fa¬
milienbedarf annehmen. Für badische Pfarreien sind 6 Malter
( 16 /° prxuß. Sch.) Korn od. Waizcn und ebensoviel Roggen
vorgeschlagcn worden. Eine Heidelberger Pfarrstelle hat 8,' Mal¬
ter Roggen, soviel Gerste und 20,°° M. Spelz, welche ungefähr
auch jenes Quantum Korn geben.

8- 61 .

Weitere Bemerkungen über die Naturalbesoldungen:

1 ) Wo diese Einrichtung erst neu getroffen wird, da darf
man den schon früher angestelltcn Beamten ohne ihre Zustim¬
mung die Umwandlung eines Thciles ihrer Einnahme in Ge¬
treide nicht aufdringen. Dieselbe pflegt nicht beliebt zu sein,
weil die Beamten auf die Durchschnittsberechnung kein hinrei¬
chendes Vertrauen setzen und die Lheurungsgefahr nicht ge¬
hörig würdigen.

2 ) Die Annahme, Aufbewahrung und Verwendung eines
Getreidcvorrathes ist für viele Beamte lästig, zumal für solche,
die keine eigene Haushaltung führen. Die Regierung kann
ihnen, ohne von dem allgemeinen Grundsätze abzugehen, sehr
leicht dadurch helfen, daß sie statt der Früchte den Marktpreis
derselben ausbczahlt, wobei sie ebenfalls nicht verliert («). Die
Berechnung dieses jährlich mit den Eetreidepreisen zu- oder

abnehmenden Wesoldungstheiles ist für die Cassenverwaltungen
allerdings mühsamer, als die Ausbezahlung einer festen Gcld-

besoldung, läßt sich aber mit Hülfe von Tabellen wenigstens
abkürzen.

Z) Wo der Staat keine Naturaleinnahmen mehr hat, da fällt

der eine Grund für die Naturalbesoldungen (§. 59 ) hinweg.



63

fa) So wird es in Baiern seit 1826 gehalten. In den beiden höch¬
sten Bcsoldungsclassen werden 200 fl. in Getreide gesetzt. Der
Durchschnittspreis des hiezu gewählten Quantums von 3 Scheff»
Walzen, 7 Scheff. Roggen und 24 Scheff. Hafer betrug 1819—
28: 194 fl. 39 kr., die auibezahltcn Marktpreise waren aber in
den 3 Jahren 18-°/„, u. 173 fl. 42 kr., — 204 fl. 18kr.
— 252 fl. 12 kr. Die Vergütung erfolgt nach den Preisen des
IS. Nov. und IS, Dec.

Z. 62.

Die Ausgabe für Ruhgehalte (Pensionen) wird

geboten 1) durch die Berücksichtigung der Hülflosigkeit, in
welche ein aus seinem Amte entfernter Staatsdiener, vielleicht
nach vieljähriger Pflichterfüllung, in den meisten Fällen gerathen
würde, weil er schwer zu einer anderen Art von Arbeitserwerb

Fähigkeit und Gelegenheit hat; 2) durch die Erwägung, daß
der Beamte ohne die Sicherheit einer lebenslänglichen Versor¬

gung entweder nicht mit vollem Eifer und mit ganzer Hinge¬
bung sich seinem Berufe widmen würde, oder eine stärkere Besol¬
dung erhalten müßte, um für den Fall der Dicnstlosigkeit etwas
zu ersparen; 3) durch den wenigstens in den deutschen Staaten
anerkannten Rechtsgrundsatz, daß der Staatsbeamte nicht an¬
ders, als durch eigenes Verschulden nach richterlichem Erkennt-
niß, also zur Strafe, seinen Unterhalt verlieren dürfe (<r).
Daher begründet die Entfernung vom Amte, sie erfolge nun
aus unverschuldeter Unfähigkeit zur Geschäftsführung, oder aus
allgemeineren Beweggründen, z. B. Aufhebung einer Stelle,
einen Anspruch auf Versorgung aus der Staatskasse.
(a) Dieß ist schon daoum sehr zweckmäßig, weil sonst der Beamte

von dcr Willkühr seiner Vorgesetzte» unbedingt abhängig ist. Vgl.
Zöpfl, Mg. Staatsr. Z. 2>S. — Herdegen, Würtemb, Staatshh.
S. 1S9.

8. 63.

Wiele Staaten leiden in der neuesten Zeit an einer großen
Pensionslast («), die theilweise auS den Veränderungen in den
Staatsgebieten und dem Organismus der Verwaltung her¬
rührt und insofcrne unvermeidlich war und vorübergehend ist,
jedoch zum Theile auch durch manche unnöthige Pensionirung
aus zufälligen persönlichen Rücksichten vermehrt wurde. Diese
für die Staatsbürger immer kostbare Maaßregcl sollte nur nach
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reiflichster Ueberlegung und nur da, wo sie ohne Nachtheil für

den Staatsdienst oder für das Leben deS Beamten nicht zu ver¬

meiden ist, auSgcführt werden. Die Bedingungen, unter denen

allein eine Versetzung in Ruhestand erfolgen dürfe, lassen sich

nicht wohl in einem Gesetze erschöpfend aufzahlen (-), die Ne¬

gierung muß aber sorgfältig bedacht sein, den Spielraum, der

ihr hierin gestattet ist, nicht zu mißbrauchen (c). Die Größe

eines jeden Ruhgehaltes im Wcrhaltniß zur Besoldung muß ge¬

setzlich geregelt werden. Sie kann etwas niedriger sein, als die

Besoldung wahrend der Dienstthätigkeit, weil diese zu manchen

Ausgaben nöthigct, die in der Zurückgezogenheit des Ruhe¬

standes wegfallen, doch sollte der Abzug desto kleiner sein, je

länger der Beamte den Dienst verrichtet hat (</).
(a) Betrag derselbe» in einigen Staaten:

Baden. Stand im I 1847. Civilpensionen nach Abzug der
Wittwengehalte 535 0S2 fl. Militärpensionen ebenso 225 748 fl.,
zusammen 780 840 fl. oder 7/ Proc. des ord. Staatsaufwandes.
Der jährliche Abgang durch Todesfälle wird bei älteren Pensio¬
nen zu 8/ Proc., bei neueren P. der Staatsdiencr zu 9,', der
Angestellten zu 10 Proc. angenommen.

Baicrn: alle Pensionen u. Wittwcngehalte bis 1825 sind der
Schuldentilgungscafse zugcwiesen worden. Sie beliefen sich 1825
auf 5-282 000 fl. oder 18 Proc. der Ausg. Verhandl. der ^Kam¬
mer von 1828. Beil. XI.VI, 7. Im I. I8"/„ waren muthmaß«
lich noch 1-485 000 fl. dafür zu verwenden. Die neueren Ruh-
gehalte befinden sich in den Voranschlägen für die einzelnen
Dicnstzweigc zerstreut. Ihr Betrag "ach dem Budget für 1837
—42 ist zusammen 718 800 fl.

Frankreich, N. 1816: 53(4, Mill. Fr., wovon 40 Militär¬
pensionen. Die 519 000 Fr. Pensionen der Pairs sind nicht ein¬
gerechnet. Im A. für 1845 waren 80Mill. angenommen — 5Proc.

Großh. Hessen, A. 1845—7 130000 oder 7,' Proc.
Kurhcssen, 1849: 262000 Rthlr. oder 7 Proc.
Oesterreich, 1849. A. 8-248 677fl. oder 8,"Proc. des ordent¬

lichen Aufwandes.
Preußen, A. 1849: 2-416 000 Rthlr. Civil-Pensionen u.

2-787 000 Rthlr. für Invaliden, zus. 7,° Proc.
Sachsen, A. 1846—8: 522 673 Rthlr. oder 9 Proc.
Schweden, 1845—47. A. 524 000 Rthlr. oder 4,° Proc.
Würtcmberg; vorübergch. Pensionen 1842—45A. 144000fl.,

1849 A. 105 797 fl., ständige (gesetzliche) 1842—45 A. 192000 fl.,
1849 A. 326 555 fl., geistliche P. der Lehrer 1842—45 A. 30 000 fl.,
1849 A. 19 600 fl., Militär-Pensionen 1842—45 A. 142800 fl.,
1849 A. 195 637 fl., Quicscenz-Gehalte 1842—45 A. 18 000 fl.,
1849 A. 13 000 fl. Gratialien an nicht pensionsberechtigte Civil-
diencr 1842—45 A. 16 000 fl., 1849 A. 100 000 fl. Zusammen
1842—45 A. 543 000 fl. oder 5,- Proc., 1819 A. 660 589 fl.
oder 5/i Proc.
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(L) In diesem Umstande liegt eine Schmierigkeit der Privatpensions-
casscn, weil man sich gar keine Rechnung über die nicht von na¬
türlichen Ereignissen abhängige Menge der künftigen Pensionisten
machen kann. Dagegen von Jakob, II, 815. — Jndeß steht der
Bildung eines Pensionsfonds aus Beiträgen der Beamten nichts
entgegen, woferne nur die Besoldungen nach einem solchen Ab¬
züge noch zureichend bleiben, die Rechte der früher Angestellten
nicht verletzt werden und von der Staatskasse das Fehlende zuge¬
schossen wird. Vgl. Preuß. Cabinetsord. v. 31. Aug. 1824. In
Frankreich gab es bisher Pensionscassen senisse» de rotralte),
in welche die Beamten 5 Proc. ihres Diensteinkommcns und
jeder Zulage im ersten, Jahre bezahlten; diese Cassen sind aber
aus Unzulänglichkeit der Mittel zur Bestreitung der ihnen oblie¬
genden Ausgaben sehr ins Gedränge gekommen und cs wurde
eine Hülfe von dem Staate nöthig. — In Belgien schießt der
Staat jährlich 200 OVO Fr. zur Pensionscasse bei.

(c) In Baiern wurden jährlich in der neueren Zeit 2,> Proc. der
Beamten pensionirt, man hofft künftig mit 1/Proc. auszureichen.
In Baden wird der Zugang auf etwas über 9 Proc. der Pen-
sionirten berechnet.

(<r) Dieß ist sehr billig, denn mit der Dauer des Amts wächst sein
Verdienst und sein Familienbcdürfniß. Die Pension beträgt in
Baiern, Gr. Hessen u. Nassau im 2tcn Decennium im 3tcn

im 4ten der Besoldung, nach 40 Dicnstjahren die volle
Besoldung; in Baden nach 10 Dienstjahren 70 Proc., für jedes
weitere Jahr 1 Proc. mehr, nach 40 Jahren die volle Besoldung,
in Würtemberg nach 10 Jahren 40 Proc-, dann für jedes Jahr
2 Proc. weiter. Vergl. v. Malchus, II, Z. 12. Jedoch ist neuer¬
lich in Baiern der Dicnstgehalt, welcher auf die Pcnsionssumme
keinen Einfluß hat, im Gegensätze des Standesgehaltes noch wei¬
ter .ausgedehnt worden. Nach der B. v. 20. Jul. 1848 ist der
Standesgehalt z.B. bei 13—1400 fl. 900 fl., — bei 2501—3000
1500 fl., — bei mehr als 6000 fl. nur 2250 fl., doch kommt
nach Ablauf jedes der 3 ersten Jahrzehnte hinzu. In Baden
wird seit 1832 von allen Besoldungen über 600 fl. der 5te Thcil
bei der Bestimmung des Ruhgehaltes nicht mit eingerechnet,
ebenso der Mehrbetrag über 4 500 fl. Ges. 3. Aug. 1844. Das
gesetzliche Maximum für die Pension ist seit 1831 4 000 fl.

8 . 64 .
Auch die Wittwen - und Waisen - Gehalte können als

eine Ergänzung der Besoldungen angesehen werden. Sie sind
bei den eigentlichen Staatsämtern darum nothwendig, weil
die Wittwe eines Besoldeten in der Regel ihren Unterhalt
nicht selbst verdienen kann und weil ohne die Aussicht auf eine
solche Unterstützung ein unbegüterter Beamter unverehelicht
bleiben oder stets darauf bedacht sein müßte, für seine Familie
etwas zu erübrigen, was für die Dienstführung nachtheilig ist.
Die Versorgung der Wittwen und Waisen kann bewirkt werden:

Rau pol. Sekon. Ste Ausg. III. 5
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1) durch freie Privatvereine, I, §. 368 a. Hier muß, den
Wahrschcinlichkeitsberechnungcn gemäß, die Einkaufssumme oder
der jährliche Beitrag sowohl nach dem Alter dcS Versorgers als
der Versorgten bestimmt werden, folglich ist die Ausgabe bei be¬
jahrten Ehemännern jüngerer Frauen von beträchtlicher Größe.
Auch müßten, wenn die Einrichtung vollkommen billig sein soll,
die Wittwen- und Waisencasse von einander getrennt und die

Beiträge in letztere nach Zahl und Alter der Kinder angesetzt
werden (/,). Die jährlichen Leistungen sind dcßhalb sehr un¬
gleich und werden, wenn die Versorgung der Angehörigen zu¬
reichend sein soll, für einen Theil der Beamten unerschwinglich.
Man kann ihnen daher den Beitritt zu einer solchen Easse, we¬
nigstens mit einer ansehnlichen Summe, nicht befehlen, und
ohne einen solchen Zwang ist für den Staat keine Sicherheit
vorhanden, daß die Hinterbliebenen ihr Auskommen erhalten.
(a) Gebhardt, Ueber Wittwen- und Waisen-Pensionsanstatten,

München, 1844 (gedruckt schon 183L), 3r Lheil.

§. 65.

2) Durch Cafscn, welche zwar ebenfalls das Eigenthum der
Gesellschaft von Theilnehmern sind, zu denen aber jeder Beamte
mit einem bestimmten Theile seiner Besoldung beitragen muß.
Solche Wittwencassen sind insoserne unvollkommen, als sie jene

Abhängigkeit der Einlagen von dem Lebensalter der Betheiligten
und der Zahl der Kinder nicht zulassen (»). Daher würden die
ausbezahlten Pensionen geringer ausfallen, als bei freien Ver¬
einen in günstigeren Verhältnissen der Theilnehmer, wenn nicht
andere Einrichtungen diesen Nachtheil wieder aufhöben, z. B.
stärkere Einzahlungen beim Eintritt und bei'Besoldungszulagen,
Bezug einer vierteljährigen Besoldung bei jedem Todesfall, Bei¬
träge der ledigen und verwittweten Beamten ec. Wird nun eine
solche Easse noch überdies; mit einem Eapitale aus der Staats-

casse ausgestattet, so ist es möglich, mit sehr mäßigen Beiträgen
den Wittwen schon eine erhebliche Hülfe zu verschaffen. Die Er¬
richtung von Cassen dieser Art ist schon darum vortheilhaft, weil
sie, wie die in 1) genannten, als Privatanstalten bei den Wechsel-
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unantastbar sind. Die Verwaltung geschieht unter strenger Auf¬

sicht der Staatsbehörden. Daß auch unverheirathete Beamte

ihren Beitrag leisten müssen, ist weder ungerecht (weil es ge¬

setzlich ausgesprochen wird und folglich in dem Anstellungsver¬

trage schon ausbedungen ist), noch unbillig oder unzweckmäßig

(weil dieselben auch weniger für sich bedürfen). Sind die auS

einer solchen Casse zu empfangenden Gehalte zum Unterhalte der

Wittwcn und Waisen unzulänglich, so muß die Staatscasse die

nöthige Ergänzung leisten, und dieß ist zweckmäßiger, als wenn

man alle Besoldungen erhöhen wollte, damit die Beamten mehr

Beiträge abgeben könnten (-) ;

3) durch eine ganz aus der Staatscasse zu bezahlende Pen¬

sion. Zu einer guten Einrichtung dieser Pensionen gehört a) daß

sie nicht blos Gnadensache, sondern gesetzlich geregelt seien, was je¬

doch die Bewilligung einer größeren Summe im Falle eines beson¬

ders dringenden Bedürfnisses nicht ausschließt; b) daß der Ge¬

halt einer Wittwe in einem gewissen Verhältnis; zu der Besol¬

dung deS verstorbenen Ehemanns stehe; c) daß für jedes Kind

gleichfalls eine besondere Unterstützung bis zu einem gewissen

Alter ausgesetzt werde, die bei mutterlosen Waisen größer ist,

als blos bei vaterlosen.

(a) v. Malchus, II, 74.
(L) Beispiel. Bad. Civildiener - Wittwencasse - O. v. 28. Juni 1810.

Diener - Edict vom 30. Januar 1819 §.20. Von jeder Besoldung
werden jährlich 1'/? Proc. abgegeben, und die Wittwe erhält
dafür mindestensdas tlfache, also 16>/, Proc. Die Staatscasse
schießt noch 50 Proc. dieser Wittwcnpensionund 20 Proc. für
jedes Kind zu, welches im I. 1848 73 000 fl. ausmachte. Hiezu
kamen noch 26 000 fl. Gnadenpensionen. Die Wittwencassebezieht
ferner aus der Staatscasse die vierteljährigeBesoldung von jedem
verstorbenen Staatsdiener, welches 1846 16 630 fl. betrug. Die Er¬
ben eines verstorbenen Beamten erhalten überdieß ein Gnadcnquar-
tal. Die Wittwencasse für die weltlichen Civildiener hatte zu Ende
1846 ein Vermögen von 1-858 347 fl. Es waren 2221 theilnehmende
Beamte und 980 Wittwen oder Waisenfamilicn,also 43 Proc. der
erstcrcn.—MansollteimVerhältnis zurBesoldungdes verstorbenen
Ehemannes und Vaters und mit Rücksicht auf die Anzahl der
Kinder einen gewissen Bedarf bestimmen und soviel zuschicßcn,als
der aus der Wittwencasse ausbezahltenSumme zu jenem Betrage
fehlt. Nach der erwähnten Einrichtung in Baden würde dagegen der
Staat mehrzulegenmüssen, wenn die Wittwencasse durch Capital-

5 *
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Vermehrung in den Stand gesetzt würde, höhere Gehalte auszube¬
zahlen. — In Baicrn wurden 1825, nach der Uebcrtragung der bis¬
herigen Ruh - und Wittwengehalte auf die Schuldcntilgungscaffe,
die Abgaben der Beamten für obigen Behuf beibchatten, um daraus
nach SSestrcitung der neuen Witnvengehalteein Hülfsvermögcn zu
sammeln. Aber dieß wuchs bis 1840 nur auf 108 000 fl. an, weil die
neuen Wittwcn- und Waisengehalte bald den Betrag jener Entrich¬
tung überstiegen. Sie beliefen sich 18"/^ auf nahe an 300 000 fl.
— Anschlag 18»/„ 278,000 fl — Würtemberg: Rach dem Ges.
v. 28 Jun. 1821 wurde die Hälfte der Eintrittsgelder u. Jahresbei¬
träge der Staatsdiencr zu einem Capitale gesammelt, welches bis
Mitte 1839 auf 744 000 fl. angewachsen war. Es wurden nun aus
den Uebcrschüssen der Staatskasse 740 000 fl. zugelegt und mit Hülfe
der Zinsen dieses Vermögens (1846 schon 1'6I3000fl.) kann die
Casse ohne den Staatsbcitrag bestehen, welcher zuletzt 80 000 fl. aus¬
gemacht hatte. Herdegen, S. 177.

§. 65 a.

Die Verrichtungen der für niedrigere Stufen des Dienstes

widerruflich Angestellten erfordern keine schwierige Vorbereitung

und haben mit Privatdiensten wenigstens insofern Aehnlichkeit,

als die Angestellten im Falle der Entlassung sich in der Regel

noch anderweitig leicht fortbringen können. Diese Voraussetzung

fällt jedoch dann hinweg, wenn Jemand lange Zeit eine solche

Stelle versehen hat und nun aus physischen Ursachen unfähig

wird. Es ist daher nicht allein höchst billig, sondern auch zur

Erweckung des nöthigen Diensteifers sehr zweckmäßig, daß den

Angestellten in einem solchen Falle ein Nuhgchalt nicht verwei¬

gert wird. Da jedoch die Regierung in der Entlassung solcher

Diener nicht an gewisse Bedingungen und Beweggründe ge¬

bunden ist, so kann jenen kein Recht auf einen Nuhgehalt ver¬

liehen werden, vielmehr bleibt es der Negierung überlassen, den¬

selben innerhalb der gesetzlichen Gränzen da, wo er für den Un¬

terhalt Bedürfniß ist, zu verleihen («).
(a) Z. B. bad. Ges. v. 28. Aug. 1835: Diener, die von einem Ministerium

oder einer Mittelsteste angestellt sind und ihren Dienst fortwährend
versehen haben, können einen Nuhgchalterhalten, der bei weniger
als 15 Dienstjahrcn Hs, ihres festen Gehaltes, bei mehr Dienstjahren
die Hälfte desselben nicht übersteigt. Wenn das Drittheil im ersten
Falle unter 72 fl. oder dieHälftc im zweiten Falle unter 150 fl. ist,
so kann der Ruhgehalt bis zu diesen Summen steigen. Die Vollzugs¬
verordnungv. 25. Nov. 1841 bestimmt, welche niederen Diener An-
stellungsdecrete erhalten und pensionsfähig sein sollen, mit dem bei
jeder Art von Diensten festgesetzten inax. des für den Ruhegehaltzu
Grunde zu legenden Gehaltes, 300 — 600 fl. — Stiftung einer Witt-
wcncaffe für solche niedere Diener, Statuten v. 25. Nov. 1841. Der
monatliche Beitrag ist 48 kr. — 1 fl. 36 kr., die Sustentation der
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Wittwen ober Waisen für die ersten 10 Jahre jährlich 38 fl. 34 kr.
— 76 fl. 48 kr.

§. 66 .

An die Besoldungen und Pensionen (§. 56.) schließen sich

verschiedene, mit der Geschäftsführung verbun¬

dene Neb e n a u s g a b en, die bei jeder Staatsbehörde Vor¬

kommen, ohne in einem gleichförmigen Verhältnis; zu den Kosten

der Besoldungen zu stehen. Diese sogenannten Negie-

(Neben-) Ausgaben betreffen vornehmlich:

1) Amtsbedürfnisse (Bureaukosten), als Einrichtung, Heitzung

und Beleuchtung der Geschäftszimmer, Schreibmaterialien

u. dgl., wobei es wenigstens für die unteren Stellen am

besten ist, die Ausgabe nach einem ohngefähren Ueberschlage

dem Beamten für eine feste Summe zu überlassen, weil

sonst viel überflüssiger Aufwand nicht zu verhüten ist («).

2) Tagegelder (Diäten) und Neisekosten-Ersatz. Man muß

nicht allein die Größe der nach dem Dienstrange des Ab¬

gesendeten zu leistenden Vergütung genau und mäßig

festsctzen (Diätenordnung), sondern auch die Bedingungen

aussprechen, unter denen allein die Anordnung einer Com¬

mission geschehen darf.

3) Porto, Botenlohn u> dgl.
(a) Die Schreibmaterialienkönnen bald nach der Einwohnerzahleines

Amtsbezirks, bald nach der Größe der verrechnet«:Summe, bald
nach der Zahl der Untergebenen angeschlagen werden. Der ganze Bü-
reaubedarf (oben, Nr. 1) wird bei den bad. Domäncnverwaltungen
mit 180 fl., 140 fl. und 100 fl. jährl. vergütet, jenachdem 3,2 oder
1 Gehülfe vorhanden sind.

§- 67.

Auch die Gebäude verursachen in jedem Berwaltungs-

zweige einen nicht unerheblichen Aufwand. Sie dienen zur

Amtsführung (Geschäftszimmer), zur Wohnung der Beamten,

zur Aufbewahrung verschiedener Gegenstände, zu Gefängnissen

und mancherlei andern Anstalten («). Da die Aufführung und

Erhaltung eines Gebäudes der Negierung mehr zu kosten pflegt,

als Privatpersonen, da schon die unumgänglich nöthigen Ge¬

bäude eine ansehnliche Ausgabe hinwegnehmen, und da, wie die
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Erfahrung lehrt, die Negierungen oft durch Liebhabereien Ein¬
zelner, in die Versuchung gesetzt werden, große Summen durch
unzweckmäßige oder unnöthige Bauten zu verlieren, so muß man
eifrig bedacht sein, bei diesem Gegenstände sparsam zu verfahren,
wozu unter anderen folgende Mittel sich darbieten:

1) Verkauf der für öffentliche Zwecke leicht entbehrlichen Ge¬
bäude, wohin viele Dienstwohnungen, wenigstens in den
Städten, gehören, weil eine Entschädigung für die Beam¬
ten in der Regel weniger kostet, als die Zinsen der aus
dem Verkaufe zu lösenden Summe nebst den Erhaltungs¬
und Brandversicherungskostcn ausmachen («).

2) Genaue Unterscheidung bloßer Au s b e sse ru ng e n, die zur
Erhaltung dienen und zeitig vorgenommen werden müssen,
weil sie bei längerem Verzüge die Kosten vergrößern (S),
— von Neubauten, welche in der Regel eher verschoben
werden können und bei denen man suchen muß, das wahre

von dem vorgeblichen Wedürfniß durch reifliche vielseitige
Berathung zu sondern.

3) Auswahl der wohlfeilsten Ausführungsart, die mit der
Rücksicht auf die Dauer und auf das Anständige verträglich
ist. Man muß daher, ohne den guten Geschmack zu belei¬
digen, das Einfache dem Künstlich-Luxuriösen vorziehen,
und sich genaue Wauanschläge zu verschaffen suchen, um
die Größe einer Bauausgabe schon vorher genau beurthei-
len zu können. Hiezu dient theils sorgfältige Prüfung der
Anschläge durch Kunstverständige, nöthigenfalls an Drt
und Stelle, theils die Verfügung, daß die Baumeister für
die Ausführung verantwortlich gemacht werden (n).

(a) In Baiern sind diese Landbauten (im Gegensätze des Straßen-,
Brücken- u. Wasserbaues) in einer besonderen Abtheilung der Haupt-
staatsrcchnung und des Voranschlages zusammengestellt. Sie betru¬
gen 1831 —37 i. D. 536 WO fl., der A. 1637 — 43 war 531 000 fl.

(b) Die Gebäude werden am besten im Frühling besichtigt, weil man
dann die gute Iahrszeit zu de» nöthigen Herstellungen vor sich hat.
Ausführliche Vorschriften über die Staatsbauten in der Weimar-
schen V. v. 18 Aug. 1818. Burckhard, S. 656.

(c) Die Baubehörden haben vielfältig durch Ueberschreitung der bewil¬
ligten Summen die Ordnung im Staatshaushalte gestört, es sei nun,
daß sie nicht sorgfältig genug zu Werke gingen, oder absichtlich die
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Anschläge zu niedrig machten, um desto eher die Genehmigung neuer
Bauten zu bewirken. Daher schreibt die bad. B. v. S. April l 839 vor,
wie die technischen Beamten in solchen Fällen zur Berantwor-
tung gezogen werden sollen. — A. Weimarsche W. Art. 13: Sobald
sich zeigt, daß die Anschlagssummc nicht zureicht, wird jede Zahlung
für den Bau eingestellt, und an die höchste Behörde berichtet.

2. Hauptst ü ck.

Ausgaben für einzelne Abthcilnngen der RegierungS-
gcschäfte.

Z. 68.

Die obersten Behörden, bei denen alle Staatsgeschäfte zu-

sammcntreffen, erfordern nur einen geringen Aufwand und ge¬
ben dcßhalb zu Ersparungen wenig Gelegenheit. Es gehören
dahin das fürstliche Cabinet, welches in Nepräsentativstaaten
mit verantwortlichen Ministern seine frühere Wichtigkeit verliert,
der Ministerrath, der Staatsrath, dessen Mitglieder

größtentheils zugleich andere Aemter bekleiden und aus densel¬
ben ihren Unterhalt beziehen («). Zeder selbstständige Zweig
der Regierungsgeschäfte (Ministerium) hat einen Vorstand
(Minister, Staatssekretär, Präsident), der nur dem
Dberhaupte des Staates untergeordnet ist und eine Anzahl von
Gehülfcn (Ministerialräthen) zurScitehat (S). In kleine¬
ren Staaten ist eine Ersparung dadurch zu bewirken, daß man
die Ministerien durch Beamte eines niedrigeren NangcS (Staats-

räthe rc.) verwalten läßt, in den großen Staaten gestatten die
hohen Besoldungen der Minister eine Verminderung. Die
Zahl der Ministerien ist in den europäischen Staaten schon
darum sehr ungleich, weil in größeren Ländern eine weitere
Spaltung der Gcschaftsgebiete nöthiger wird, als in kleinen,
wo der Einzelne mehr umfassen kann. Daher ist in der nachfol¬
genden Betrachtung der Ncgierungsausgaben die in §. 43 an¬
gegebene Eintheilung nach den Zwecken derselben zu Grunde
gelegt worden.
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(a) Oesterreich, Ministerrath u. Cabinct 1849 A. IIO 306 fl. — Wür-
temberg, 1849 A., geheimes Cabinct 12 811 fl., Geh. Rath 21 524 fl«

(-) Besoldung eines Ministers: Frankreich, 1844, 80 000 Fr. u. 40 000 Fr.
Repräsentationsgelder für den Ministerpräsidenten, wie für den Mini¬
ster des Auswärtigen.—Oesterreich, 1849, 8000 fl. mit2000fl. Quar-
tiergcld u. 4000 fl. Functionsgehalt, zus. 14 000 fl. — 17 ISO fl.
rhcin. — Würtembcrg: Geld 7500 fl., 56 Klafter Holz — 840 fl.,
Futter für 4 Pferde — 528 fl. 24 kr., zus. 8868 fl. 24 kr.; der Mi¬
nister des Auswärtigen 13 318 fl. 24 kr. — Baden: 9000 fl. für ei¬
nen Minister, 6000 fl. für einen Staatsrath, welcher Ministerial-
präsident ist; ein Minister des Auswärtigen hat neben den 9000 fl.
noch Wohnung (900 fl.) und Tafelgelder (4000 fl.).— Belgien:
21 000 Frc. —Nordamcricanische Freistaaten: jeder der 4 Staatsse-
cretäre 6000 Doll. (15 000 fl.), jeder erste Unterbeamtc eines Mini¬
sters (liest clerle) 2000 Doll. re.

§. 69.

Die Ausgaben für das Ju stizw esen (bürgerliche und pein¬

liche Rechtspflege) nehmen nur einige Procente des ganzen

Aufwandes hinweg (/,), und cs ist ein sehr günstiger Umstand,

daß die unentbehrlichste und älteste Staatsanstalt mit einem so

mäßigen .Opfer bestritten werden kann. Die Kosten betreffen:

1) das Justizministerium, mit Einschluß der zur Entwertung

neuer Rechtsgesetze vorübergehend beauftragten Beamten

(Gesetzgebungscommission) ;

2) die Gerichte mehrerer Instanzen ((,). Wenn die Verbesse¬

rung des Gerichtswesens nach den Bedürfnissen der jetzigen

Zeit neue Ausgaben verursacht, so kann auch wieder durch

manche Vereinfachung des Proceßganges, besonders durch

häufigere Anwendung des mündlichen Verfahrens und

durch eine friedensrichterliche Vermittelung, welche viele

Nechtsstreitigkeiten schon im Entstehen beilegt, viel erspart

werden. Der Gerichtsgang ist zugleich eine Quelle von

Einnahmen, welche theilweise die Kosten decken, §. 23-1;

3) die Gefängnisse und Strafanstalten. Auch bei diesem Ge¬

genstände wird die Nothwendigkeit einer durchgreifenden

Verbesserung, welche neben dem nächsten Zwecke der Strafe

zugleich auf den sittlichen und religiösen Zustand der

Sträflinge einwirkt und sie gebessert in die Gesellschaft

zurückkehren läßt, allgemein und lebhaft gefühlt (o). Boll-

kommnere Strafanstalten sind zwar kostbarer als die bis-
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herigen, indeß vermindert sich der erforderliche Aufwand
durch das, was die Sträflinge bei zweckmäßiger Beschäf¬
tigung mit Gewerbsarbeit der Anstalt leisten (ck).

(a) Beispiele: Baden: A. 1847.48: 1-435 000 fl. — 14'/-, Proc. -
Belgien, 1841: 11 Will. Fr. — 1!,' Proc. — Frankreich, 1810:
20-347 000 Fr. —2,-Proc. - Kurhessen, A. 1849: 385 000 Rthlr.
— 10,- Proc. — Niederland, A. 1848.49: 2-491 000 fl. — 3,»
Proc. — Oesterreich, A. 1849: 2-680000 fl. — 2,-' Proc. —
Preußen, 1849: 6-626 000 Rthlr. — 10 Proc. — Sachse», A.
1846—48: 254466 Rthlr., wozu aber die Sportcleinnahmen kom¬
men. Jene Summe macht nur 4,- Proc. — Schweden, 1842: 719000
Rthlr. — 7,' Proc. — Spanien, A. 1848: 17-440000 Re.—
1,- Proc. — Würtemberg, 1848/49 916 548 fl. — 7,- Proc.

(-) Nach den Voranschlägen von Baiern und Würtemberg verhalten
sich die Kosten der Gerichte dritter, zweiter und erster Instanz
ungefähr wie 1, 3 und 8, in Baden wie I, 3 und 12; in Oester¬
reich (1849) wie 1, 2,- und 6, in Preußen (1847) wie 1, I I
und 26, in Frankreich (1844) wie 1, 5 und 10 (Friedensrichter
cinschl.). Eine unnöthig verwickelte Rechtspflege verursacht den
Unterthancn noch außer den Staatsausgaben durch die größeren
Kosten der Rechtsbeistände eine stärkere Beschwerde. In Sachsen
soll auf 2 000 Einwohner 1 Advocat kommen, in Frankreich auf
3 390 (nämlich 9,529 nvonos und avoeats), in Preußen erst auf
13000 (1 140 Justizcommiffäre und Notare).

(<--) Die Wirkungen solcher Verbesserungen lassen sich in der abneh¬
menden Sterblichkeit der Strafanstalten und in der geringen
Zahl der Rückfälligen genau Nachweisen. In den belgischen Zucht¬
häusern starb 1823—30 '/„, 1831—36 '/,,, 1832—43 nur noch
'/,,; in Frankreich ist die Sterblichkeit bei Männern '/,,, bei
Frauen gegen Hier waren 1844 bei den crimes 25 Proc.
Rückfälle, in Genf nur 2, in Auburn 7—8 Proc.

(ck) Vergl. II, §. 352 in Betreff der Zwangsarbeitshäuser. — Bei
guten Strafanstalten sind wegen der Absonderung der Sträflinge
von einander, die wenigstens des Nachts ganz unerläßlich ist, die
Baukosten groß. Nach dem System der Zuchthäuser zu Auburn
(Staat Newyork) sind die Sträflinge am Tage in den Arbeits¬
sälen beisammen, aber schweigend, nach dem (strengeren) Systeme
des Zuchthauses zu Philadelphia sind sie auch am Tage einsam
in ihren Zellen beschäftigt. Die Baukosten für eine Zelle werden
neuerlich in Frankreich auf 2500—3000 Fr. — 1170—1410 fl.
angeschlagen, s. Koinoire ä I'nppul du pro)et de lol mir le»
prisons, Ornx. 1845. — korouxer, Ilapport, ckumdre de»
kairs, 24. Apr. 1847. — Im Zuchthaus zu Bruchsal kommt die
Zelle auf etwa 1 480 fl. Das vortreffliche Genfer Zuchthaus kostete
mit dem Mobiliar 149 000 fl. oder (zu 60 Köpfen) auf die Zelle
2 483 fl.; kleine Anstalten müssen aber nothwendig kostbarer sein.

Jährliche Ausgaben für einen Sträfling:
In Lausanne, 1840 und 1841 R., bei 108 und 105 Sträflin¬
gen, 345 Fr. — 241/ fl. (vortreffliche Anstalt). Die Arbeit
trug dem Hause auf den Kopf 50-/, Fr. oder 14,° Proc. des
Aufwandes ein, so daß die reine Ausgabe nur 294-/, Fr. — 206,-fl.
war. Die Kost kam täglich auf 32,° Rapp. — 19-/, kr. zu stehen.
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In den badischen Strafanstalten ist der A. der Kosten für 1848u.
49 auf l Kopf:

Im Gan¬
zen.

Kost und
Arznei.

Holz und
Licht.

Angcstelltes
Personal.

Zuchthaus in Bruchsal . 176 fl. 87 fl. 33 fl. 59 fl.
Arbeitshaus in „ 16l „ 81,° 11,° 40
Zuchthaus „ Mannheim 150 „ 83,° 9,° 38,°

„ „ Freiburg . 144 „ 75
11, ° 38,°

Bon der ganzen Ausgabe werden in diesen 4 Anstalten muth-
maßlich 14,'— 15/-—21,° und 20,'Proc. durch den Reinertrag der
Arbeiten ersetzt, so daß der reine Aufwand auf den Kopf nur
noch 150— 137—1l4 und 112fl. ausmacht.

In Würtembcrg, wenn man der für 1 972 Köpfe angeschlage¬
nen Summe von 161 430 fl. die eigenen Einnahmen der Straf¬
anstalten mit 45 525 fl. beischlägt, ist die Ausgabe 104,° fl.

In den 4 großen belgischen Zuchthäusern (Gent, Bilvorde, St.
Bernard, Alost) waren 1841 u. 42 die Kosten auf den Kopf ohne
den Aufwand für Verwaltung und Aufsicht 131,°° Fr. — 61,° fl.
Der Reinertrag der Arbeiten war 44," Fr., wodurch der reine
Aufwand auf 86,°° Fr. sank. Ausbesserungen der Gebäude und
Geräthe sind nicht eingerechnet.

In Bern, 1838, bei 312 Sträflingen: 203,° Fr. — 142 fl.; die
Züchtlinge verdienten aber mit ihrer Arbeit dem Hause 88,° Fr.
auf den Kopf, also blieben nur 115 Fr. — 70^ fl. reine Ausgabe.

In Genf kostete 1835 der Sträfling 205 fl., und zwar die Kost
81 fl., die Beamten 55 fl., Kleidung 18 fl., Hcitzung ll'/^fl. rc.
Es waren 60 Köpfe.

Der Ertrag der Beschäftigung ist in obigen Angaben auf den Kopf
aller Sträflinge berechnet worden. Da jedoch ein Theil derselben
gar nicht, ein anderer nur wenig arbeiten kann, so ist die Lei¬
stung eines vollständig Beschäftigten größer. Es waren z. B. im
Zuchthaus zu Herford 1838 247 Sträflinge, von denen 142 voll,
70 nur zur Hälfte arbeiten konnten, so daß also nur 177 voll¬
ständige Arbeiter anzunehme» waren. Der Verdienst belief sich
für einen solchen auf 48,°° Rthlr., für den Kopf im Allgemeinen
auf 35 Rthlr.

Die große Verschiedenheit im Arbeitserträge und in den Untcrhalts-
kosten entspringt aus mehreren Ursachen, als 1) bessere oder
schlechtere Einrichtung in Hinsicht aus Kostenersparung und Be¬
schäftigung, 2) höhere oder niedrigere Preise der Lebensmittel,
des Brennstoffes rc., 3) örtliche Umstände, die es leichter oder-
schwerer machen, Arbeitserzeugnisse abzusetzen oder Arbeiten für
Privatunternehmer zu veranstalten, 4) ungleicher Umfang der
Strafanstalt, weil manche allgemeine Kosten nicht mit der Zahl
der Sträflinge in gleichem Verhältnis wachsen. Daß in einer
Strafanstalt die Arbeit den Unterhalt der Sträflinge ganz ver¬
güte, wie im Bagno zu Toulon und in dem Militärzuchthause zu
St. Gcrmain (s. k'ix, Ilevue ineiisnelle ll'eco». polit. Mai 1834,
— IloronKer a. a. O.), ist nur unter besonders günstigen Um¬
ständen möglich. — Die Arbeiten außer Haus, sowohl bei Privat¬
personen als im Freien unter Jedermanns Augen, sind in Bezug



75

auf den Zweck der Besserung bedenklich. — Den Sträflingen muß
Gelegenheit gegeben werden, sich durch vorzüglichen Fleiß einen
Sparpfennig zu verdienen. Die französische Einrichtung, nach
welcher je nach dem Grade der Strafe 0?—0/ und 0,^ des Ar¬
beitsverdienstes dem Sträfling zugehört, ist nicht so gut, als die
Anordnung, daß der Ueberverdienst über ein gewisses billig be¬
stimmtes Maaß der Leistung (Pensum) dem Züchtling zufällt.

8. 70.

Die Polizei im engeren Sinn (II. §. 6), d. h. die Sorge
für Aufrechthaltung der Sicherheit im Innern des Staates durch
unmittelbar vorbeugende Maßregeln, findet sich in den meisten
Staaten mit der Volkswirthschaftspflege und einzelnen Geschäf¬
ten der Bolksbildungssorge verbunden und dem sogenannten
Ministerium des Innern übertragen, dessen Wirkungskreis die
Polizei im ausgedehnteren Wortverstande bildet (II, Z. 7).
Doch pflegt die wesentliche Verschiedenheit dieser Geschäftsgebicte
durch die Aufstellung mehrerer Abtheilungen in diesem Ministe¬
rium oder mehrerer Centralstellen unter demselben (Sanitäts¬
commission, Kirchen- und Schulrath rc.) angedeutet zu sein.
Die Mittelbehörden in den Landestheilen sind bei collegialischer
Einrichtung (Kreis-, Bezirks- odcr Provincial-Regicrungen) kost¬
barer, als bei der Würeauverfassung (II, Z, 7. Nr. 2), doch
kann in diesem Puncte die Wohlfeilheit nicht entscheiden («).
Die Bezirksbeamten für die Polizei im weiteren Sinn sind noch
jetzt in vielen Staaten zugleich Richter (Justizbeamte); allein

die Scheidung der Rechtspflege von jenem Polizei- (Admini¬
strativ-) Geschäfte ist für die gute Ausführung beider hochwich¬
tiger Negierungszweige von so großem Nutzen, daß man die
Kosten, welche diese Maaßregel, vornehmlich anfangs, verur¬

sacht, nicht scheuen darf ^S).
(a) Vgl. v. Malchus, Politik, II, Z 68 ff. — Die Collegialverfas-

sung ist zur Entscheidung von Berufungen (Recursen) ganz un¬
erläßlich, aber auch sonst zur Bewirkung reiflich erwogener Be¬
schlüsse und einer gewissen Gleichförmigkeit in den befolgten Grund¬
sätzen sehr nützlich, während sonst mit der Person des Vorstandes
und des Vortragenden Rathcs auch die Ansichtern gänzlich zu wech¬
seln pflegen. Ein Theil der Geschäfte erfordert keine collegialische
Berathung, auch ist diese da ziemlich unfruchtbar, wo die Mittcl-
behörden einen zu eingeschränkten Wirkungskreis haben und fast
nur auf den Vollzug der Ministerialbeschlüffe angewiesen sind. —
In Frankreich kosten die Präfecturen und Unterpräfecturen auf
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den Kopf der Einwohner 0,'" Fr. — 6 kr., in Belgien diePro-
vincialverwaltung ebensoviel, nämlich 0,?" Fr. — In Preußen
kommen die Regierungen und Obcrpräsidien auf 1'749 000 Rthlr.
(A. für 1847) oder 11'/? kr. für den Kopf, aber diese Behörden
haben auch Finanzgeschäfte. Die Landräthe kosten 728000 Rthlr.
oder 4," kr. auf den Kopf. Die bad. Kreisregierungen kosten
6,^ kr., die bairischen Regierungen, ohne die Finanzkammcrn,
5'/, kr., die würtembcrgischcn nur 3,°kr. Diese Zahlen lassen mit
den obigen aus Frankreich und Belgien darum keine völlige Ver¬
gleichung zu, weil in den genannten deutschen Staaten die Be-
zirksbeamtcn nicht mit eingerechnet sind. Jndeß sieht man doch,
daß auch die Rcgierungscollegien nicht nothwcndig besonders kost¬
bar sein müssen, besonders wenn die Regierungsbezirke nicht zu
klein sind. Dieselben zählen in Baiern durchschnittlich gegen
560 000, in Würtemberg 436 000, in Preußen 400000, in Baden
340000 Einwohner.

(-) Auf die Dauer sind die Kosten nicht gar viel größer. In Wür¬
temberg machte» 1845—48 die Besoldungen und Eanzleikostcn
der Landämter LI0000 fl., der Amtsgerichte 348000 fl., wovon
aber 164 000 fl. auf die Notare fallen. Für 5 tarischc Gerichte
mögen dagegen 26 000 fl. hinzukommen, zusammen 424 000 fl.
oder 0," fl. auf den Kopf. — In Baden waren 1844. 45. R.
im D. die Kosten der Justiz- u. Polizeiämtcr sogar 443000 fl.
ohne die Amtsrevisoren und Notare, oder 0 ,^ fl. auf den Kopf.

8-7t.

Unter den einzelnen Polizeianstalten sind nachstehende
mit den beträchtlichsten Ausgaben verbunden («): 1) die
Sicherheitsmannschaft (Landjäger, Gensdarme-

rie), welche, wenn gleich militärisch organisirt und in einigen
Ländern dem Kriegsministerium untergeordnet, doch ihrer Be¬
stimmung zufolge der Polizei angehört. Sie trägt zur Erhal¬
tung der rechtlichen Sicherheit so kräftig bei, daß sie, obschon
ziemlich kostbar (S), doch in keinem Lande fehlen sollte; 2) die
Zwangsarbeitshäuser (ll, §. 3)8); 3) die Anstalten der G c-
sund h e itsp o lizei, wobei inzwischen die Krankenhäuser, die
Gebäranstalten, die Hebammen u. dgl. aus Bezirks- oder Ge¬
meindemitteln bestritten zu werden pflegen. Außer dem ordent¬
lichen Aufwande für Medicinalbeamte, Nettungsanstalten,
Impfung, Irrenhäuser, Luarantaine ic. kommt auch ein außer¬
ordentlicher vor, den die Epidemieen und Epizootieen (Vieh¬
seuchen) bisweilen verursachen (»).
(a) Es ist zu beklagen, wenn der Aufwand für geheime Polizei

als unentbehrlich angesehen werden muß, wie in Frankreich, wo
die llüpenses secrekes äe polioo Aöiiärnlo i. D. von 1830—48
jährlich 2'374700 Fr. ü. im I. 1836 (max.) sogar 3'265000Fr.
kosteten. A. für 1844 nur 932 000 Fr.

»LE



77

(S) Kosten derselben. Frankreich, 1844 19'371000 Fr. Es waren
41 464 Gemeine, 2692 Untcrofsicicre re., 609 Officiere, ohne Al¬
gier, also 1 Mann auf 2380Ew. Baden, A. 1848. 49: 191 226fl.
für 316 Gemeine, 66 Brigadiers, 4 Wachtmeister, 7 Officiere. Ein
Gemeiner kostet 250—275 fl. Löhnung (2 Elasten), 73 fl. 6 kr.
Quartiergeld, Waffenunterhaltung re., 26 fl. 36 kr. Kleidung,
2 fl. 22 kr. Bewaffnung, 24 fl. 29 kr. Commandozulagcn (bei
Geschäften außer dem Wohnorte), zusammen 376 fl. 33 kr. —
401 fl. 33 kr. Baiern, 1837—43: 613 976 fl,; der Stand im
Sept. 1838 war 1 452 Gemeine zu Fuß, 130 zu Pferd, 218 und
8 Brigadiers, 9 Feldwebel, 41 Officiere. — Belgien, 1849: 1165
Gemeine (wovon 809 beritten), 159 Brigadiers (127 zu Pferde),
81 Wachtmeister (mgrövIiuux-clos-loKis), 3 ail)uiluiits 8o»s-ol'li-
olers, 42 Officiere. Kosten l'83I 000 Fr. — Würtemberg, 1842—
45: i. D. 170000 fl. — Preußen, 1847; 687000 Rthlr.

(o) Kosten der Gesundheitspflege in Baden, 1848. 49. 203000 fl., wo¬
von die Besoldungen der Amtsärzte, Amtschirurgen re., nebst deren
Reisekosten 82000 fl., die Irrenanstalt nach Abzug der bei derselben
vorkommenden Einnahmen 66000, die Siechenanstalt in gleicher
Weise 46000 fl. hinwegnehmen. In dem (ausgezeichneten) Irren-
Hause Jllenau (zu 400 Köpfen) ist der Aufwand 125 879 fl. oder
auf jeden Irren 314,«° fl., und zwar Kost und Arznei 140 fl., Klei¬
dung und Bettwerk 32/« fl., 'Hcitzung und Beleuchtung 2l/° fl.,
angestelltes Personal 77/« fl. Zieht man aber die Einnahmen ab,
worunter 46000 fl. Berpflegungsbciträge und 5200 fl. reiner Ar¬
beitsertrag, so ist die Ausgabe nur 165 fl. auf den Kopf. — Wür¬
temberg, 1842—45: 59800 fl., wovon 23700 fl. für Amtsärzte,
15000 fl. für die beiden Irrenhäuser, deren Kosten größtentheils
durch die Verpflcgungsgelder von Privaten und Corporationen er¬
setzt werden. Diese Verpflegungsgelder sind von 1842 an für solche
Irren, die ganz oder größtentheils von öffentlichen Caffen erhalten
werde» müssen, auf 100 fl. herabgesetzt (vorher 146 und 136 fl.).
Der gesammte Aufwand auf den Kopf ist in Winnenthal 331 fl., in
der Pflegeanstalt Zwiefalten (für Unheilbare) 152 fl. Jene hat 3
Elasten, bei denen die Kost auf 200, 120 u. 70 fl. angeschlagen ist.
— Mecklenburg-Schwerin, Irrenhaus zu Sachsenbcrg (240 Köpfe)
34130 Rthlr. Kosten oder 142/Rthlr. auf den Kopf. Auch hier
wird der Aufwand durch die Verpflegungsgelder gedeckt, die von
112—480 Rthlr. für den Kopf betragen.

8 - 72 .

Der ordentliche Aufwand für die Staats verthei di gung

oder das Militärwesen dient, die Unverletztheit, Selbststän¬

digkeit und Würde des Staates zu behaupten. Dieser Zweck ist

von solcher Nothwendigkeit, daß man sich keinem Dpfer entzie¬

hen darf, welches er gebietet. Zn den Rüstungen zum Kriege

liegt das sicherste Mittel, den Frieden zu erhalten, und die Ver¬

nachlässigung dieser Vorsicht hat öfters den Untergang des

Staats verursacht, oder doch denselben in eine drückende Ab¬

hängigkeit gebracht. Da die Gefahr von außen, nämlich von der
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Macht und Herrsch- oder Eroberungssucht anderer Staaten

herrührfl so darf das Maaß der auszustellcnden Streitkräfte

nicht blos aus den inneren Verhältnissen des Vermögens und

der Bevölkerung hcrgenommen, sondern es muß zugleich mit

Rücksicht auf das Ausland festgesetzt werden, weil sonst benach¬

barte Staaten, die sich starker rüsteten, eine gefährliche Uebcr-

legenheit erlangen könnten. Deßhalb haben in der neueren Zeit

die Staaten in der Vergrößerung ihrer Heere gewetteisert, und

der Aufwand ist hiedurch auf eine Höhe gesteigert worden,

welche den Wohlstand der Völker bedroht und die Anwendung

von Ersparungen dringend fordert («). Diese werden erleichtert

werden, wenn unter dem Einfluß einer aufgeklärten Volksver¬

tretung die Gerechtigkeit mehr und mehr zum unverbrüchlichen

Grundsätze der Negierungen wird, wenn man die innere Ent¬

wickelung den Eroberungen vorzuziehen lernt und die Secgnun-

gen des Friedens stets in ihrer vollen Größe anerkennt. Das

herrschende System mehrerer großer, das Gleichgewicht

aufrechthaltender Mächte hat seit 1815, für die Befestigung des

völkerrechtlichen Zustandes von Europa günstig gewirkt, jedoch

wurden durch die mehrmals wiederkchrende Gefahr eines allge¬

meinen Krieges die Militärausgaben vorübergehend erhöht.

Die große Erschütterung vieler Staaten seit dem Februar 1848

hat noch viel größere Ausgaben für Rüstungen und Feldzüge

verursacht und daS Bedürfnis; einer Erleichterung doppelt fühl¬

bar gemacht (ö).
(a) Die rasche Fortschrcitungdieser Ausgabenzeigt sich z. B. deutlich

in folgenden Angaben: In Preußen waren
das Heer die Kosten

unter dem großen Kurfürsten 28 000 Mann 1 Mill. Nthlr.
Friedrich I. . .... 40000 „ 1-800 000
Friedrich Wilhelm I. . 16 000 „ 4-831 000
Friedrich II. . . . . 200 000 „ 13'/. Mill.
Friedrich Wilhelm II. . 23S 000 „ 17 M.
Fr. Wilh. III. bis 1806 250 000 „ 20 M.

1806—1812 42 000 „ 8 M.
1820 114 000 „ 22 M.

Fr. Wilh. IV. . .1846 138 000 „ 25^ M. Rthlr.
s.v. Zedlitz, Geogr. u. Stat. von Pr. I. 522. Dieterici, Mit¬
theil. des statist. Bur. 1848, S.S2. Zu dem heutige» Fricdensstande
des stehenden Heers kommen die beiden Aufgebote der Landwehr mit
81000 und 62 000 M., zusammen 257 000 M. Der Kriegsstand des
stehenden Heers ist gegen 200000, des 1. Aufgebotes 130000. — In
Frankreich berechnete Necker (.Lümluistr. II, 283) 1784 die Kosten



des Militärwescns auf 122 Will. Liv., das Budget für 1811 setzte
dieselben auf 4L» MM. Fr. und mit Ei'urechnung der 140 MM. für
die Marine auf 600 MM. oder 62 Proc. der ganzen Staatsausgabc.
In der neusten Zeit beträgt der Militäraufwand im Verhältnis zur
ganzen Ausgabe, ohne die Erhebungs- und Verwaltungskosten der
Staatseinkünfte:

50 Proc.— 7-185 000 Rthlr.Schweden,1845—47, wovon 1-652000
Rthlr. außerordentlicher Aufwand. Die See¬
macht kostet 1 -944 000 Rthlr., die Landmacht
also 37 Proc. der Staatsausgaben.

34,r „ — 22-600 000 Rthlr. Preußen 1849 (ohneJnvalidcnwesen.)
34 „ — 420-000 000 Fr. Frankreich 1847, wovon 96 MM. für die

Flotte. Im A. für 1844 betrug der ordentliche
Aufwand des Kriegsministcriums nach Abzug
der Gcnsdarmerie 287 MM.; die außeror¬
dentlichen Befestigungs - und Bauarbeitcn
34-800 000, das Ministerium der Marine
und der Kolonien 111 MM., zusammen also
435 MM. — 36? Proc.

31?

31
25?

25?

24?

23?
22 ?
22 ?
21 ?
21 ?°
21 ?°

20
18?
14
12
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„ — 17-412000 L. St. Großbritanien, 1848/49, und zwar
7-726 000 die Flotte, 7-162 000 das Heer,
2-524 835 das Feldzcugamt (cirtlnuiice).

„ — 52-238 000 fl. Oesterreich R. 1847.
„ — 4-224 587 Rthlr. Dänemark R. 1844, wovon 1-049 570

auf das Seewesen kommen, also 19? Proc. auf
die Landmacht. Der A. für 1848 ist 4-564 000
Rthlr. — 2?° Proc.

„ 17-220 000 fl. Niederland l848, wovonS-455 000 aufdie
Seemacht kommen, also 17? P. die Landmacht.

„ — 25-449 000 Fr. Belgien, 1849, nach Abzug der Gens-
darmerie und ohne die Marine, mit dieser
ungefähr 26 Proc.

„ — 1-344 000 Rthlr. Sachsen, 1846—48.
„ ^ 7-320 000 fl. Baiern, 1843—49.
„ — 841 470 Rthlr. Kurhcssen, 1849, ordcntl. Aufwand.
„ 586 000 Rthl. Mecklenburg-Schwerin, A. 1849.
„ — 1-169 000 fl. Gr. Hessen, 1846—47.
„ — 2-126 000 Baden, 1848. Nach der Vermehrung der

Mannschaft auf 27 349 M. (2 Proc.) steigert
sich für 1849 der Jahresbedarf auf 2-517 320 fl.

„ Cantonc Frciburg und Genf.
„ — 2-276 000 Würtcmberg 1849.
„ Cantone Bern, Solothurn, Wallis, Basel-Stadt.
„ „ St. Gallen, Tessin, Waadt, Neuenburg. '
„ „ Zürich; s. Hottinger, S. 135.
Auf den Kopf der Einwohner ausgeschlagen betragen diese Aus¬

gaben mit Einschluß der Seemacht:
7? fl. Großbritanien, 2? fl. C. Basel-Stadt,
6? „ Schweden, 1?' „ Baden, 1849,
5? „ Frankreich, 1," „ Oestcrrrich,
5? „ Niederlande, 1?' „ C. Genf,
2?' „ Preußen, 1 ," „ Baiern,
2," „ Dänemark, 1?' „ Gr. Hessen,
2," „ Belgien, 1," „ Sachsen,
2?° „ Kurhessen, 1? „ Würtcmberg,
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0," fl. C. Bern, Wallis, 0," fl. C. Zürich,
Waadt, 0,' „ C. Frciburg.

Bei solchen Vergleichungen muß man sorgfältig bedacht sein, in
allen Staaten nurgleicharlige Ausgaben und Einnahmen in Anschlag
zu bringen, was jedoch voraussetzt, daß man ausführliche Rechnungen
zu Grunde legen könne.

(-) Der Gedanke einer Schlichtung der zwischen den Staaten ausbre¬
chenden Zwistigkeiten durch ein Schiedsgericht, wie schwer auch seine
Ausführung in manchen Fällen sein mag, darf nicht aufgegeben wer¬
den. Zugleich sollten verwickelte und unbestimmte Verhältnisse,aus
denen leicht Kriege mit beiderseitiger Ueberzeugung, daß man im
Rechte sei, entstehen, neu geordnet werden.

§- 73.

Die Größe des für die Staatsvertheidigung zu machenden

Aufwandes (a) wird hauptsächlich von folgenden Umstanden

bestimmt: 1) Politische Stellung eines Staates. Kleinere

Staaten (z. B. des dritten und vierten Ranges) müssen sich

einem größeren anschließen, oder mit anderen Staaten gleicher

Art sich enge verbinden, sie erscheinen daher in Bezug auf aus¬

wärtige Verhältnisse nur als Lheile eines größeren Ganzen.

Sie erhalten aus dieser Verbindung das Maaß des erforder¬

lichen Aufwandes; 2) Lage und Naturbeschaffenheit des Lan¬

des, welche die Gefahr eines feindlichen Angriffs bald vergrö¬

ßert, bald mindert-. Dieser Umstand hat nicht blos auf die

Menge der nöthigen Festungen, sondern auch auf die Anzahl

und Bereitschaft der streitbaren Mannschaft Einfluß (ö). 3)

Dasein oder Abwesenheit einer ansehnlichen Handelsschifffahrt

und entfernter Besitzungen, weil zum Schutze beider eine Kriegs-

scemacht auf Kosten des Staates aufgestellt werden muß, welche

auch Arsenale, Häfen für Kriegsschiffe u. dgl. erfordert (a).
(a) Die Haupttheileder ganzen Ausgabe lassen sich so überblicken:

Baden,
1848.49.

Belgien,
1840.

Wnrtcm-
bcr.,.

1842-45.

Baicril,
R.

1835. 36.
Prcnsren.

1847.
Oester¬

reich.
1849.

Löhnung n. Be- Proc. Proc. Proc. Proc, Proc. Proc.
loldung . . »8 56 48 53.° 47.- 48.«

Brot ....
Pferdefutter .

4.°
14.-

4,«
9,r

9,s
11,8

2g 17 21

Bekleidung . . 4.» 9,r 5,r 6,si 6? 8,2
Waffen, Geichntze,

Nnsrnstung,
Sckicsrl'edarf 2.s 2.' 5.- 2 4.- 3?

Beherbergung . 5 2,r 3? 4,n 10 3.°
Krankenpflege . 2,- i.° n- 2,1- 2,°
Baukosten . . 5,» 5.« 4.'
Nackschaffung der

1,"Pferde . . 1,° 1,- — 1,"



81

Die Pcnsions- und Jnvalidenausgabcn sind in der Hauptsumme
abgezogen, bei Oesterreich ist nur der ordentliche Aufwand berechnet.
Hier gehört zu dem Brot und Pferdefutterauch noch Heitzung und
Beleuchtung, die sonst unter den Beherbcrgungskosten enthalten sind.
Diese Vergleichung ist jedoch nicht ganz genau, weil die Art der Zu¬
sammenstellung nicht überall völlig die nämliche ist. — In Würtem-
berg erhält der Soldat neben dem Brote auch l kr. täglich für Mehl.
Die Casernirung ist in Würtemberg darum niedriger berechnet,
weil noch außerdem 6l OttO fl. für Brennholz Vorkommen,mit denen
sich die Ausgabe auf 8,' Proc. stellt rc.

(-) Natürliche(Gcbirgs-) und Meergränzenim Vergleich mit solchen,
die im flachen Lande laufen. Gerundete oder zerschnittene Gestalt
des Landes. — Sehr günstig ist die Lage von Schweden und Nor¬
wegen, sowie von Nordamerica, sehr ungünstig die von Preußen. —
Die Schweiz hat keine Festung und braucht keine, weil das Land selbst
als eine solche gilt.

(c) Eigenes Sceministeriumder größeren Seemächte.

8 . 74 .

Die Regel, welche Ad. Smith (a) als in Europa herr¬
schend anführt, daß das Heer ohne den größten Nachtheil für
den Wohlstand des Volkes nicht über 1 Procent der Einwohner¬
zahl betragen dürfe, ist nicht blos den Militäreinrichtungendes
deutschen Wundes zu Grunde gelegt (S), sondern auch von den
meisten anderen Negierungen berücksichtigt worden. Doch gilt
dieß Verhaltniß nur von dem stehenden Heere, nicht von der
Bewaffnung der Würger (Landwehr, Miliz, National-
garde) , einem in Friedenszeiten sehr wenig kostenden Mittel,
die Streitkrafte auf eine Achtung gebietende Höhe zu steigern,
aber freilich nur für solche Kriege, welche auf die Vertheidigung
der edelsten Güter eines Volkes gerichtet sind und deren Noth-
wendigkeit allgemein anerkannt ist (a). Es wird nur in weni¬
gen Staaten rathsam sein, ganz ohne stehendes Heer zu blei¬
ben (ck), denn in diesem pflanzt sich ein höherer Grad von
Uebung und Geschicklichkeit im Waffendienste fort, besonders bei
der Reiterei und Artillerie, es werden bessere Dfficiere und
Unterofsiciere gezogen und man kann schon für die ersten Kriegs¬
unternehmungen eines guten Erfolges sicherer sein, wahrend die
Landwehr, wenn sie nicht durch den Dienst in der Linie vorbe¬
reitet ist, sich erst allmalig einübt. Dennoch kann ein Theil der
Mannschaft füglich aus Landwehr bestehen, wodurch es mög-

Rau, pol. Sekon. Zte Ausg. III. 6
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lich wird, große Streitkräfte mit mäßigen Kosten bereit zu

halten (e).
(«) Buch S. Cap. 1. Abth. 2.
(-) Klub er, Ocffentliches Recht, Z. 198. — Beschlüsse vom 9. April

1821, 13. Scpt. 1832 u. 24. Juni 1841. Die streitbare Mannschaft
ist 1 Proc. nebst Proc. Reserve. Recruten im ersten Halbjahre
werden nicht eingerechnet. Von Reitern und Geschützmannschaft
dürfen z/z der Gemeinen, vom Fußvolk derselbe» und der Un-
tcrofsiciere beurlaubt werden. — 1848 wurde durch Beschluß der
deutschen Nationalversammlung vom 15. Jul. die streitbare Mann¬
schaft in Deutschland auf 2 Proc. erhöht. Hiervon sind ^ als erstes
Contingent, als Reserve, als Ersatzmannschaft anzusehen.
Verfügung des Rcichskriegsminist. v. 12. Aug. 1848. — Frankreich
hatte vor der neuesten Einführung der Republik 340009 M. oder
nicht ganz 1 Proc., Belgien 1849, 32378 M., beinahe ^4 Proc.
Das britische Reich hatte 1848 mit den in Ostindien stehenden Trup¬
pen (27 000) nur gegen 139 000 M. oder an >/, Proc. der Volks¬
menge des Mutterlandes. Hiervon waren 25 000 in Irland, 28 000
in Großbritanien.

(c) Vgl. v. Rotteck, lieber stehende Heere, 1816. — v. Aretin,
Staatsr. II, 157. — S a y,Handb. V, 140.

(,I) Die nordamcricanischen Freistaaten hatten 1828 nur 6196 Mann.
Unter der Ausgabe von 5»675 000 Doll, sind viele fremdartige Po¬
sten. Röding, America. 1829. 1. 340.

(e) Bei der Landwehr ist der Bürger nebenbei Soldat; gerade entgegen¬
gesetzt ist die Einrichtung der österreichischen Militärgränze, wo der
Soldat, ohne aus dem Oberbefehl seiner Offleiere entlassen zu sein,
zugleich als Landwirth angcsiedelt ist. Aehnlich die russischen Mili-
tärcolonicen in den Krondörfern, die aber den großen Erwartungen
nicht entsprachen und für die Landleutc unerträglich drückend sind;
die „ackerbauenden Soldaten" sind den Landwirthen als deren Gc-
hülfen ins Haus gelegt, dafür zahlt der Bauer keine Abgaben. Vgl.
Lyall, Die russ. Militärcoloniecn, a. d.E. Leipzig. 1824. v. Hart¬
hausen, II, 133. Das schwedische Heer besteht seit Karl Xl. größ-
tentheils aus eingetheilter (indeelte) Mannschaft. Die Ofsi-
cicre sind in Ansehung ihres Unterhaltes auf Staatsgüter angewie¬
sen, die sie entweder selbst bewirthschaften, oder die zu ihren Gunsten
von den Regimentern verpachtet werden. Jeder Gemeine wird von
einem Gutsbesitzer oder einem Vereine mehrerer (Rote) erhalten,
indem man ihm Wohnung, Garten, Ackerland, Korn rc. giebt. Die
hiermit belasteten Ländereien sind niedriger besteuert.— Die Schweiz
hat 64 000 M. oder ungefähr 2^ Proc. der Volksmenge Contin-
gente (Auszug und Reserve), die nur periodisch zu Hebungen einge¬
rufen werden; im Rothfall tritt das Aufgebot der ganzen waffen¬
fähigen Mannschaft ein. Eigentliche stehende Truppen giebt es dort
ganz wenige.

8 - 75 .

Andere Mittel zur Ersparung sind:

1) Vermeidung eines kostbaren -Prunkes in der Bekleidung

und Ausstattung der Mannschaft, während man nichts ver-
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absäumen darf, was zur Gesundheit derselben und zur gu¬
ten Ausrüstung für ihren Dienst beiträgt („).

8) Beschränkung der Zahl von Oberofficicren auf das wirk¬
liche Bedürfnis;. Die Besoldung (Gage) muß mit Rück¬
sicht auf die, dem Dssicier jedes Grades obliegenden Aus¬
gaben für Kleidung rc. bestimmt werden, auch muß man

darauf Bedacht nehmen, verdiente Männer allmälig in
eine bessere Lage fortrücken zu lassen, indem man ihnen
nach einer bestimmten Regel Alterszulagen bewilligt (S).
An der Löhnung der Gemeinen dürfte am wenigsten etwas
abgebrochen werden, denn wenn man auch nicht gerade
behaupten kann, daß dieselbe so hoch zu setzen sei, als sie
ohne Conscription sein müßte, damit sich die erforderliche
Zahl von Freiwilligen unter die Fahnen stellen, so soll
doch der nach dem Gesetze zum Dienste berufene Soldat
in den Stand gesetzt werden, sich ohne Zuschuß von seiner
Familie, die ohnehin schon seine Thätigkeit entbehrt, zu er¬
halten.

3) Häufige Beurlaubung, hauptsächlich des Fußvolkes, weil
die anderen Waffengattungen diese Maaßregel nicht in
gleicher Ausdehnung gestatten (e).

(a) Jede Vervollkommnung, die auf den Erfolg Einfluß hat, muß all¬
mälig in allen Staaten cingeführt werden, weil man keinem einzel¬
nen ein Uebergewicht lassen darf; Zündhutgewehre (Percussionsg.)
— Raketen — Shrapnells — Zündnadelgewehre.

(-) Z. B. in Baden sind Zulagen nach je 6 Jahren gesetzlich eingcführt.
(e) Nach den bad. Voranschlägen für 1848. 49 hat ein Infanterieregi¬

ment 3353 M., von denen nur 805 im Dienste, ein Reiterregiment
906 M., wovon 424 im Dienste, die Artilleriebrigade 2303 M., von
denen 768 anwesend sind. Bon einem Reiterregiment fehlten i. D.
264 Dienstpferde, von der Artilleriebrigade 1261 der erforderlichen
1446. Ein Regiment Fußvolk war zu 168000, ein Reiterregiment
auf 173 000 fl. angeschlagen..
Kosten eines gemeinen Soldaten in Baden. Fußvolk. Reiter.

Löhnung . . .
Massengelder (Leinzeug, Putzzeug

42 fl. 35 kr. 48 fl. 40 kr.

und dergleichen) ..... 12 „ 48 „ „ — ,,
Brot .......... 25 „ 51 „ 25 „ 51 „
Casernirung ....... 13 „ 30 „ 13 „ 30 „
Heilung und Krankenpflege . . 6 „ 40 „ 6 „ 40 ,,
Kleidung ........ 13 „ 22 „ 16 „ 55 „
Ausrüstung........ 3 „ 6 „ 2 „ 47 „

Zusammen 117 „ 52 „ 128 „ 23 „



Kosten eines Reitpferdes:
Futter und Streu. 153 fl. 36 kr,
Heilung des Pferdes ......... l „ 20 „
Unterhalt des Sattelzeugs, Hufbcschlag u. dgl. . 10 „
Ausrüstung desselben ......... 6 „ 32 „
Stallung . ... . . 5 „ 24 „

Zusammen 176 „ 52 „
ohne die Nachschaffung, welche zu >4, jährlich für das Stück 22 fl.
13 kr. beträgt. — In Würtemberg hat ei» Regiment Fußvolk auf
dem Kriegsfuß 976 M., worunter 680 Gemeine, von denen im D.
nur 323 im Dienste (präsent) sind, 1 Reiterreg. im Kriegsstand
679, im Friedensstand 416 M., wovon 244 Gemeine, aus denen im
D. 10 beurlaubt sind.

In Baiern sind 1837—43 angenommen, daß von 54 472 Unter-
ofsicieren und Gemeinen 19 410 theilweise, 17 333 beständig beur¬
laubt seien. Hiezu kamen 1 797 Ofsiciere.

Ein dienstrhucnder Gemeiner kostete 1831 in Baiern jährlich bei
der Infanterie 98 fl.; bei den Cürassicren 113 fl.; bei den Chevaux-
lcgers 114 fl.; bei der Artillerie 128 fl. Ein Reitpferd kam jährlich
auf >68 fl. zu stehen, mit Einschluß der Nachschaffung. Schüler's
Bortrag 1831. Beil. XI.1V. L. In Belgien hatte 1840 ein Reg.
Fußvolk 1382 Mann im Dienst und 1018 beurlaubt, ein Reg. Lan-
zcnrciter 934 M. im Dienst und 419 in Urlaub. Der Sold eines
Gemeinen ist im Fußvolk 52. 55. 58 Cent, täglich (Füsilier, Schütze,
Grenadier), bei den Reitern 74 Cent., bei dem Geschützwesen 63
und 74 Cent.

8 - 76 .
4) Sorge für die wohlfeilste Anschaffung derjenigen Gegen¬

stände, die zur Unterhaltung und Ausrüstung der Mann¬

schaft dienen.

n) Die Brotlieferung wurde erleichtert, so lange die Re¬

gierung Getreide aus Staatsländcreien oder gutsherr¬

lichen Gefällen bezog, wofern kein weiter Transport der

Borräthe nöthig war (»). Die Abschaffung der Natu-

ral-Einkünfte macht den Einkauf von Getreide, sowie

von Heu und Stroh nothwcndig, wobei die Veränder¬

lichkeit der Preise eine lästige Ungleichheit in den jähr¬

lichen Ausgaben zu Wege bringt (S).

Ii) Kleidung, Pferdegeschirr u> dgl. oder wenigstens die zur

Verfertigung derselben dienenden Stoffe werden nach

ausgeschriebenem Mitwcrben durch Lieferungsverträge

mit denjenigen Unternehmern, welche die billigsten Be¬

dingungen anbieten, angekauft. Die Strafanstalten

können zur Fertigung solcherWaaren benutzt werden (a).



e) Waffen und Schießpulver sind wohlfeiler aus Privat-
als aus Staatsfabrikcn zu erhalten (<k). Geschütze
müssen dagegen in der Regel in Gießereien und Wohr-
werken auf Rechnung des Staats gefertigt werden, doch
können kleine Staaten dieselben vertragsmäßig aus größe¬
ren beziehen.

ei) Pferde werden am sichersten und wohlfeilsten erwor¬
ben, wenn die inländische Pferdezucht, mit Hülfe des
Landgestütcs (II, §. 168 .) die erwünschte Ausdehnung
und Vollkommenheit erreicht hat (e).

(a) Jn Baiern war die Portion von I ^ Pi-Roggenbrot für 1837—43 auf
3'/g kr. angeschlagen. In Baden besteht sie aus l'/g Pf. Brod. von V-
Kern, f.Roggen und VtGcrste.Anschlagspr. für >849 4,-kr. —Wür-
temb.: 2 Pf. Brot, zu 4 kr. angeschlagen.—Belgien: tagt. >6Cent. —
4,"kr. — Frankreich, I V- Pfd. Brot. A. für 1844 : auf 166 Por¬
tionen 200 Pf. Waizen für 23 Fr., Verarbeitungskosten 2," Cent.;
mit allen Nebenkosten kommt die P. auf 17," Cent. — 4," oder
5 kr. — Ein Spitaltag ist auf l V, Fr. angenommen.

Bei dem Pferdefutter ist in Baden die schwere Ration für Zug¬
pferde 7/2 Meßlein Haber (>00 auf das Malter), 8/, Pf. Heu,
4>/, Pf. Stroh, die leichte für Reitpferde 6 Meßl. Haber, 7>/, Pf.
Heu und 4 Pf. Stroh. Würtemberg: schwere Rat. 2 Bicrtel Haber
(— 7,- bad. Meßl.), 12 Pf. Heu (— 11,- bad.), 7'/, (7 bad.) Pf.
Stroh; leichte Rat. 1'/» Viertel (5,° Meßl.) Haber, 7 (6," bad.)
Pf. Heu und 5 (4," bad.) Pf. Stroh.

(K) In Baden wurde bisher das, was die genannten Gegenstände über
den angenommenen Mittelpreis kosten, aus der Staatscasse besonders
vergütet, was im Durchschnitt der Jahre 1837 u. 38 94 768 fl. be¬
trug.

(c) Bemerkenswcrth ist das Verfahren, dem Soldaten nach den bisheri¬
gen Erfahrungen eine zur Anschaffung und Ergänzung seiner Mon¬
tur zureichende Summe zu vergüten und ihm dagegen die einzelnen
Kleidungsstücke gegen Bezahlung zu verabreichen. Dieß hat den
Vortheil, daß cs in seinem Interesse liegt, die Kleidung zu schonen,
und daß er doch nie daran Mangel zu leiden braucht. Spitaltage
werden gar nicht, Urlaubszelten nur zu >/, gerechnet. In Baiern
war das jährliche Monturgeld eines Gemeinen bei der Garde du
Corps 32 fl. 32 kr. 4 h., den Chevaurlegers 26 fl. 23 kr. 3 h., der Ar¬
tillerie 23 fl. 4-h., der Infanterie 19 fl. S7 kr. 2 h. A. Verhandl. v.
1822. VII. Beilagcnband, Seite 66. — In Baden besteht diese Ein¬
richtung nicht. Man berechnet 1849 für die Infanterie den Waffen¬
rock auf 8 fl. 17 kr., Mantel 9 fl. 56, die Hose 5 fl. 23, den Helm
4 fl. 36, die Mütze 42 kr., die Fäustlinge 49 kr. Ein Reiterhelm kostet
13 fl. 23 '/r kr.,Neitermantcl13fl. 33 kr., Reithose 41 fl.5 kr. Für je¬
des Stück ist eine erfahrungsmäßige Dauerzeit ausgemittelt. — In
Frankreich kostet I Sattel 107 u. 222, Schabrake 19 u. llO^ Fr.,
Decke 9,- u. 19,° Fr., die Kleidung eines Infanteristen kommt jähr¬
lich auf 38,>b Fr., eines Dragoners 51, eines Husaren 63>/, Fr.



(cl) Doch muß wenigstens für Werkstätten zur Ausbesserung der Waffen,
des Siicmenwerks, der Fuhrwerke, ferner zur Verfertigung geheimer
Zündmassen und Feuerwerke, als Raketen, Leuchtkugeln, Granaten¬
sätze rc. gesorgt sein.
Sätze aus Baden 1847: Preis. Dauer

Flinte ..IK fl. 40 kr. 20 Jahre.
Ladstock, Bojonct,.2 „ 34 „ 10 „
Säbel 3 „ — „ 20 „
Carabincr des Reiters . . . IS „ 36 „ 30 „

(s) In Baiern sind zu diesem Zwecke Fohlenhöfe angelegt worden, wo
man Pferde auf Rechnung des Staates erzieht. Die Anstalt hatte
im I. 1826 27 462 Morgen Land, 63 Hengste, 35 Stuten, 1662 Foh¬
len. Bis zu dieser Zeit hatten sie die Ausgaben noch nicht völlig ge¬
deckt, obschon die Preise für die abgegebenen Pferde keineswegs
zu knapp bemessen waren. — Im I. 182S waren vorhanden l l 264
Morgen Garten, Acker, Wiese und Wald, 8286 M. Weide u. a. schlech-
tcres Land, nebst den Gebäuden auf 860 416 fl. geschätzt, ein Mobi¬
liar von 416 778 fl., aber keine Hengste und Zuchtstuten mehr, son¬
dern nur 1136 Fohlen und 13N Oekonomiepfcrde. In 3 Jahren wur¬
den 873 junge Pferde zu 220 fl. an die Regimenter abgegeben, die
theils erkauft, theils gezogen waren; aber es giengcn viele Fohlen zu
Grunde, und im 3jähr. Durchschnitt 18^/,^ war die Jahrcsausgabe
um 30 217 fl. größer als die Einnahme; die Verwaltung ist durch
die vielen zugehörigen Gewerbe, z. E. Glashütte, Mühlen, Brauerei
u. dgl. sehr verwickelt; s. Scheuing's Bericht v. 1831, Beil Xl.IV.
L. Abth. II. — Die Ergebnisse blieben auch in der neuesten Zeit un¬
günstig. Die Ausgaben waren größer als die Einnahmen:

i. D. von 18^,- um 8 236 fl.
bf/zg ,, 11 783 ,,

Im Sept. 1838 waren 7S2 Fohlen und erwachsene Pferde vorhanden.
Die für 1837—1843 angcsetzten Preise, welche für die an das Mili¬
tär abgegebenen Pferde vergütet werden, sind: Cürassicr - Pferde
310 fl., Chevauxlegcrs- Pf. 220 fl., Zugpferde 130 fl. — In Baden
wurden 1842.43 für ein Reitcrpferd 200 fl. angenommen, in Wür-
temberg ISO fl. und 10jährige Dauer eines Pferdes, in Frankreich
4844 600 u. 600 Fr.

8 -
Eine schwere außerordentliche Ausgabe verursacht die nächste

Rüstung für den Krieg (Mobilmachung, Anlegung von Maga¬

zinen ic.), eine noch schwerere von unabsehbarer Größe der

Krieg selbst. Die Lasten, welche ein Krieg in wirtschaftlicher

Hinsicht dem Wolke auflegt, bestehen nicht allein in dem Auf-

wande aus der Staatskasse, sie begreifen in sich auch die Ver¬

ringerung der Production durch Entziehung vieler Arbeiter und

Störung des Absatzes, sowie die vielfachen Ausgaben und Ver¬

luste der Bürger durch Einquartierungen, vorzüglich aber durch

die Nähe des Kriegsschauplatzes. Selbst der glücklichste Aus-
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gang des Krieges kann nur selten alle diese Dpftr vergüten,

ein unglücklicher vernichtet in kurzer Zeit die Früchte eines viel¬

jährigen Fleißes. Die Wahrnehmung, daß einzelne Gewerbs-

zweige im Kriege in Aufnahme kommen, hat bisweilen zu der

Meinung verleitet, als sei derselbe der Volkswirthschaft nicht

nachthcilig, aber dieser Zrrthum berichtigt sich leicht, wenn man

auf den Vermögenszustand aller Volksclasscn achtet und den,

durch gewaltsame Ausschließung des fremden Mitwerbens er¬

langten vorübergehenden Monopolgewinn mit der Ausdehnung

der Betriebsamkeit bei freiem Welthandel vergleicht. Macht der

Sieg benachbarte Länder zinsbar, so ist dagegen zu bedenken,

daß derselbe wandelbar ist, daß das unrechtmäßig Erworbene

nicht gedeiht und bei einem Wechsel der Ereignisse desto

schwerere Buße nachsolgt («). Erwägungen dieser Art können

zwar nie von einem gerechten Kriege abhalten, der nothwendig

ist, um den Staat gegen äußere Beeinträchtigung und An¬

griffe zu schützen, sie können aber das Gewicht der übrigen recht¬

lichen und Klugheitsgründe verstärken, um von solchen Kriegen

abzumahnen, deren Veranlassung den ewigen Gesetzen der

Gerechtigkeit widerstreitet und deren Urheber vor dem Gerichte

der Weltgeschichte nicht bestehen können.

(a) Was ein kriegführendes Volk im Blute seiner Kinder, in Entbeh¬
rung, Noth und Sorgen seiner Bürger für Opfer bringt, läßt sich
nicht berechnen. Doch auch das, was in Zahl und Maaß fällt, stellt
keine günstige Bilanz dar. Nach den durch Dumas (krovis ries
vv«iiemeiit8»iliilaires, XIX. Band, vergl. Memoiren des Herz,
v. Rovigo, I, 130 der deutsch. Uebcrs.) bekannt gewordenen Zah¬
len hat die französischeStaatskasse nur vom l. Octob. 1808 bis da¬
hin 1808 nach Abzug der Ausgaben im damaligen Kriege eine Ein¬
nahme von 435 Mill. Fr. aus den occupirtcn Ländern bezogen. Aber
was litt Frankreich, besonders von 1812—1818? Die Ausgaben Ver¬
franz. Staatscasse von 1802—>815 werden auf 5000 Mill. Fr. ge¬
rechnet, und so viel sollen auch die Contributionen der eroberten
Länder wieder eingebrachthaben, Say, Handb. V, 151. Hiezu
kamen aber die Folgen der unglücklichen Feldzüge von 1814 und
1815. Bloß allein die vertragsmäßigenLeistungen beliefen sich sehr
hoch, nämlich:

Contribution an die verbündeten Mächte . . . 700 Mill. Fr.
Kosten der fremden Besatzung, 3 Jahre hindurch

zu 130 Mill.. 390 „ „
Privatentschädigungen,16 Mill. Fr. Renten . . 220 „ „

Zusammen 1410 Mill. Fr.
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Von 1814—1819 hat die sranz. Staatsschuld um beinahe 126 Will.
Fr.Renten oder 2520 Mill. Fr. Stamm zugcnommen. Vgl. 0 resson,
il, 316, 443. — Die Eroberung von Algier brachte der französischen
Staatscasse eine Einnahme von 51 Mill.Fr. aus erbeuteten Schätzen
und Waarenvorräthen zu Wege, aber die Kosten der Eroberung und
Behauptung sind weit größer.

8 - 78 .
Der Aufwand für die auswärtigen Angelegenheiten

(«) betrifft hauptsächlich das Ministerium und die Gesandtschaf¬
ten, sowohl außerordentliche, als stehende. Letztere sind heutiges
Tages ein unentbehrliches Hülfsmittel der neueren Staatökunst,
jedoch nicht gerade in ihrer bisherigen Ausdehnung. Vertrags¬
mäßige Zahlungen an einen anderen Staat, welche bisweilen in
den auswärtigen Verhandlungen ihre Veranlassung gefunden ha¬
ben, sind nur zulässig, um eine schon bestehende Verbindlichkeit
zu erfüllen, oder einen großen Vortheil zu erkaufen, oder sich von
einem schweren Uebel zu befreien. Der Aufenthalt der Ge¬
sandten und ihres Hülfspersonales in fremden Hauptstädten
macht eine reichliche Besoldung nothwendig (S). Doch lassen
sich auch hier ansehnliche Ersparungen bewirken,

1) indem man häufiger Gesandte eines niedrigeren Ranges
anstellt, welche keiner so kostbaren Umgebung bedürfen, und
sich von der Entbehrlichkeit eines großen Aufwandes der
Gesandten überzeugt (v),

2) daß man nur an solchen Höfen Gesandte unterhält, mit
denen man in vielfachen Berührungen steht, auch mehrere
Gesandtschaftsposten an benachbarten Höfen einem ein¬
zigen Manne überträgt.

(a) In vielen Staaten sind diesem Ministerium die Archive und die An¬
gelegenheiten der fürstlichen Familie übertragen. Diese ganze Ab¬
theilung dcrAusgaben beträgt in den meisten Staaten gegen 1—1/?
Proc. des Staatsaufwandes.

(b) Say (Handb. V, 169) hält die Gesandtschaften für eine altherge¬
brachte Albernheit. Diese Meinung ist durch die Schilderung der
Vortheile, welche in Staats - und Privatangelegenheiten aus der
Anwesenheit fremder Gesandten entstehen, leicht zu widerlegen.
Würde man in jedem Falle eines cintretenden Bedürfnisses besondere
Gesandtschaften abordncn, so würde dieß nicht weniger kostbar sein,
mehr Zeit fordern und höchst unbequem sein.

(c) Man unterscheidet neuerlich 1) Großbotschafter, 2) bevollmächtigte
Minister und Envoyös, auch Jnternuntien, 3) Minister-Residenten,
4) bloße Residenten und Geschäftsträger (cliarxes ä'atlairvs). Die
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wichtigsten Verhandlungen werden von Abgesandten gepflogen, die
kein Aufsehen machen. Der Prunk und Glanz des sog. diplomatischen
Corps ist Verschwendung.

8. 79.

Zu den Ausgaben für die Volkswirthsch astspflege
gehören vorzüglich:

1) Prämien und Unterstützungen', um neue nützliche
Unternehmungen im Gewerbewesen zu befördern, ein Mittel,
mit welchem man sehr vorsichtig sein muß, weil es in vielen
Fallen überflüssig oder sogar schädlich ist.

2) Die Kosten des Landgestütes (Z. 76.), welchebei guter
Einrichtung dieser Anstalt sich selbst finanziell belohnen («).

3) Der Straßen- und Wasserbau (II, §. 269ff.),welcher
zwar in vielen Staaten dem Geschäftsgebiet des Finanz¬
ministeriums zugetheilt wird, seiner Bestimmung nach
aber hauptsächlich der Volkswirthschaftspflege angehört,
obgleich bei den Flüssen und Meeresküsten der Zweck der
Sicherung gegen Ueberschwemmung und Abreißen des
Landes hinzukommt (ö).

r») Unter den Landstraßen müssen diejenigen, welche die
Hauptverbindung der Landestheile mit dem Mittel¬
punkte und die des Staatsgebietes mit Nachbarstaaten
bilden, aus der Staatskasse, die Bezirksstraßen dagegen
können aus den Beiträgen einzelner Landestheile und
zwar der Provinzen rc. (§. 55), oder der längs jeder
einzelnen Straße liegenden Landstreifen bestritten wer¬
den (II, §. 271), und es gehört dieser Aufwand unter
diejenigen, welche zur Erhöhung des allgemeinen Wohl¬
standes am meisten beitragen, weshalb man in mehreren
Staaten sich nicht gescheut hat, zur schnelleren Vollen¬
dung der Straßenverbindungen Anleihen aufzunehmen
(c). Die durch die Straßenbaufrohnen bewirkte Er¬
sparung kann als eine zu ungleich vertheilte und

zu drückende Last nicht gebilliget werden, Z. 213.
Durch Vermeidung eines zwecklosen Luxus, z. B. in
der Breite der Straßen, und durch die Wahl der wohl¬
feilsten Bauart, unbeschadet der Güte, läßt sich ohne
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Nachthcil sparen; auch zeigt die Erfahrung, daß die
jährliche Unterhaltung weniger kostet, wenn die Straßen
einmal in vollkommen guten Stand gesetzt worden
sind (/).

k) Eisenbahnen und Canäle können von Privatgesell¬
schaften angelegt werden, wenn sich Neigung, Geschick¬
lichkeit und Capitule dazu vorsind en (II, §. 273 a. 277),
doch ist es auch oft nothwendig oder nützlicher, daß die
Regierung wichtige Werke dieser Art selbst erbaut, wo¬
zu sie die erforderlichen Summen borgen muß (s).

e) Zu den schützenden Bauten an den Gewässern sind
Beiträge der gefährdeten Grundeigenthümer zweck¬
mäßig (/.)

. 4) Staatsbeiträge zur Ablösung schädlicher Reallasten von

Ländereien (-).

(a) A. in Baben für 18-18. 49. 73 250 fl., für 150 Hengste. Futter und
Stroh für einen Hengst kommen jährlich auf 160 fl. Die Ergänzung
geschah bisher nicht durch eigene Zucht, sondern meistens durch An¬
kauf von Fohlen, deren 1843 60 gehalten wurden. Die 2. Kammer
beschloß 1848 die Aufhebung der Anstalt. — Würtemberg, 89 900 fl.
Am 1. Juli 1841 waren vorhanden 143 Hengste, 101 Zuchtstuten,
174 Fohlen. Zu der Anstalt gehören das Muttergestüt zu Marbach,
der Hengstfohlcnhof zu Güterstcin und der Stutenfohlenhof zu
Offenhaufen.— Baiern: 111 000 fl.— Großh. Hessen: 30 000 fl. —
Belgien 1840: 230000 Fr. — Preußen 1849: 195240 Rthlr. —
Frankreich 1844 2>/, Will. Fr., dagegen auch 352000 Fr. Einnahme.

(b) Die Ausgabe für Straßen- und Wasserbau ist ein beträchtlicher Theil
des ganzen Staatsaufwandes. Sie macht z. B.:

13/ Proc. — 1-342 000 fl. Baden, 1848. 49, ohne die außer¬
ordentlichen Verwendungen. 1846. 47
war die Ausgabe mit den letzteren zu¬
sammen 1-804 000 fl. oder 17 Proc.
Der Straßenbau war 1848. 49 mit
689 000, der Wasserbau mit 511 OVO fl.
angesetzt.

11/ „ — 613 000 fl. Gr. Hessen, 1845—47.
9/ „ — 555 000 Rthlr. Sachsen, 1843—45.
8 „ — 96-600 000 Fr. Frankreich 1844, ohne die großen

Eiscnbahnbauten.
6/ „ — 237 000 Rthlr. Kurhessen 1849.
6 „ — 3-898 000 Rthlr. Preußen 1847, mit Einschluß

von 1 Mill. für Neubau.
5/ „ — 9-547 000 fl. Oesterreich, R. 1847.
5/- „ — 1-688 000 fl. Baiern, 1837—43.
5/ „ — 554 600 fl. Würtemberg, 1842—45.
4/ „ — 4-517 000 Fr. Belgien, 1841. Der Staat unter¬

hält hier nur etwa der vorhandenen Landstraßen. In den Jahren
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1836 und 1838 wurden 8 Will. Fr. außerordentl. Zuschuß zu dem
Straßenbau bewilligt.

(c) Die Prämienanleihe der preuß. Seehandlung von 1832, im Betrage
von >2'600000 Rthlr., war hauptsächlich zum Straßenbau bestimmt.
— Im Großh. Hessen wurde durch Ges. v. 14. Jun. 1836 eine be¬
sondere Straßenbauschuld ausgenommen, für welche ein Stcuerbei-
schlag erhoben wurde. Nach Ges. v. 19. Oct. 1845 wurde diese Schuld
im Betrage von 2'249 000 fl. in die allgemeine Staatsschuld aus¬
genommen, der Steuerzuschlag der Schuldencasse zugewicsen.

(<t) lieber die Kosten der Anlegung und Unterhaltung s. II, 8> 270 (a).
In Belgien kostet I Meter Pflasterstraße jährl. 60 Cent., gewöhn¬
liche Kunststraße 49 Cent., also die Wegstunde 1200 und 1016 fl>,
IleuseliliiiA, Statist. S. 255. — Straßen ohne gute Unterlage
von größeren Steinen sind wohlfeiler anzulegen, aber kostbar zu un¬
terhalten. Durch Anstellung einer hinreichenden Zahl von Straßen-
wärtcrn, die jede kleine Beschädigung sogleich ausbessern, wird an
dem Aufwand? merklich erspart. In Baden sind 603 Straßenwärter,
deren jeder im D. 1233 Ruthen — 1,"^ Wegstunden versieht und
außer einigen Nebeneinkünften 157 fl. Lohn erhält.

(e) Es läßt sich zwar annehmen, daß eine wahrhaft nützliche Unterneh¬
mung dieser Art auch für die Unternehmer mit der Zeit einträglich
werden müsse, denn ihr Nutzen besteht darin, daß sie die Frachtkosten
um mehr erniedrigt, als die Bau- und Unterhaltungskosten aus¬
machen, wodurch Consumtion und Production vermehrt werden.
Consumenten (soweit die Preise der Maaren sinken) und Producen¬
ten theilen sich in diesen Borthell und büßen ihn nicht gänzlich ein,
wenn sie auch die Kosten des Canals und der Eisenbahn den Er¬
bauern vergüten müssen. Jndeß gibt es Fälle, wo der Waarenzug
noch nicht sogleich eine solche Lebhaftigkeit erlangen kann, um die
Zinsen und Reparaturen leicht zu vergüten, und wo man es rathsam
findet, zur kräftigeren Ermunterung der Production diese Ausgaben
fürs Erste nicht im Weggelde sich ganz ersetzen zu lassen, wo also die
Rechnung auf einen langen Zeitraum hinaus gemacht werden muß.
Dieß kann nur von der Regierung geschehen, die auch solche Unter¬
nehmungen auf die gemeinnützigste Weise auszuführen im Stande
ist. Gleichwohl wäre cs irrig, jede solche Kunststraße ohne Weiteres
für vortheilhaft zu halten, denn es kommt dabei sehr auf die Gegend
und Richtung an. — Bgl. Say, Handb. V, 177. — Die große Ca¬
nalunternehmung der französischen Regierung wurde mit auffal-
IcnderUebcreilung begonnen. Man beschloß in den Jahren 1818 — 35
verschiedene Anleihen, um einige Canäle zu beendigen und auch einige
Brücken- und Hafenbauten vorzunehmen. Die ganze aufgenommene
Summe war 142 - 630 000 Fr., aber die Anschläge waren so unge¬
nau verfertiget, daß der wirkliche Aufwand weit über sie hinausgieng.
Der Canal von Nivernais wurde auf 8 Mill. Fr. angeschlagen,
kostet aber 19— 20 Mill. Im I. 1830 wurden 7. Mill. Fr. für die
Zahlungen an die Canalgläubiger und 5'100000 Fr. für Fort¬
setzung der Arbeiten nöthig. Revue Rnv. 1828. Aug. S. 444. Boni¬
teur, 1829. 9. April 1830. 7. Nov. Im I. 1834 hatten die 13 größe¬
ren, in den I. 1821 u. 22 beschlossenen Arbeiten schon 241 Mill.
gekostet. — Die Actien tragen 5 Pro-. Zinsen, außerdem eine Prämie
bei der Tilgung oder (beim Canal von Bourgogne und von Arles)
eine Zinserhöhung von '/, Proc. von 1833 an, und sie geben auch



nach der gänzlichen Einlösung noch das Recht auf einen Antheil
am Reinerträge. Die jährliche Ausgabe des Staates in Folge die¬
ser Anleihen war 1846 R. für Zinsen u. Prämie 6'559 000, für
Tilgung 3-230 000, für Nebenkosten S49800, zusammen I0-338000
Fr. — In den noroamericanischcn Freistaaten haben die einzelnen
Staaten bedeutende Unternehmungen im Straßen- und Canalbau mit
Hülfe vonAnleihen gemacht, s. §.277 (</). Ueb.Skaatseisb.s. §.219 b.

(/) In Baden haben die am Rhein liegenden Gemeinden 4 kr., die an
den anderen Flüssen liegenden 2 kr. von 100fl. des Grundsteuercapi-
tals aller Ländereien zu entrichten. Dicß trägt gegen 93 000 fl. ein.

(</) Kein Staat hat hierauf mehr verwendet als Baden, hauptsächlich
zum Behufe der Zehntablösung, welche die Staatsschuld stark ver¬
größert hat.

§. 80 .
Die Ausgaben für die Zwecke der -Volksbildung beziehen

sich vornehmlich auf folgende Gegenstände:
1) Unterrichtsanstalten (er).

a) Als allgemeine Grundlage alles Unterrichtes dienen die
Volks- (Elementar-) Schulen. Die Güte des Volks¬
schulwesens hat auf den geistigen und sittlichen Zustand
und somit auf die gesammte Wohlfahrt des Volkes einen
so mächtigen Einfluß, daß die Negierung auf das drin¬
gendste verpflichtet ist, für die Anstellung einer hinrei¬
chenden Unzahl fähiger Lehrer, für Anstalten zur Bil¬
dung solcher Lehrer (Schullehrerseminarien), für die
Herstellung der erforderlichen Schulgebäude und für eine
solche Besoldung der Lehrer zu sorgen, welche ihnen
Auskommen und Achtung verschafft (S). Weil jedoch
zunächst die örtlichen Hülfsmittel in Anspruch genommen
werden, namentlich der Ertrag des dafür bestimmten
Stiftungsvermögens und die Zuschüsse der Gemeinde-
casse, so hat der Staat nur da etwas beizuschicßen, wo
jene Quellen nicht genügen, und so wird es möglich, mit
einer sehr mäßigen Summe viel auszurichten.

b) Besondere Lehranstalten sind für mancherlei Richtun¬
gen der menschlichen Lhätigkeit nöthig; es giebt wissen¬
schaftliche (Gymnasien, Lyceen, Universitäten), ferner

Gewerbs- (Landwirthschafts-, Forstwirthschafls-, Berg¬
bau-, Gewerks-, Bau-, Handels-, Schiffahrts-) Schu¬
len, Kunst-, Kriegsschulen u. dgl. Zn kleinen Staaten



vermag man nicht für alle diese Zweige zu sorgen, doch
sind Gymnasien nirgends entbehrlich und die Wissen¬
schaft ist überhaupt dem Staate so nothwcndig, daß man
ihre Pflege und Verbreitung sich nicht genug angelegen
sein lassen kann (c). Höhere Würger- (Neal-) Schu¬
len zu errichten, wird den Stadtgemeinden überlassen,
allenfalls mit einem Staatszuschusse.

2) Beförderung der wissenschaftlichen und Kunstbildung durch
Bibliotheken, Kunstsammlungen, gelehrte Gesellschaften
(Akademieen) (eil) u. dgl.

3) Die Kirche. Ohne eine Anstalt des Staates zu sein, ohne
in ihrem Inneren eine Unterordnung unter denselben er¬
tragen zu können, steht dieselbe doch in Ansehung ihrer
Bestimmung in einer so nahen Beziehung zu den Staats¬
zwecken, daß sie von der Negierung nicht bloß Schutz, son¬
dern auch äußeren Beistand fordern darf. Wo die kirch¬
lichen Gesellschaften ohne eigenes oder doch ohne zureichen¬
des Vermögen sind, da wird eine dem Wedürfniß des Got¬
tesdienstes und der Seelsorge entsprechende Beisteuer aus
der Staatscasse nothwendig («).

(a) Ganzer Betrag dieses Aufwandes:
5,° Proc. — 201 OVO Rthlr. Kurhessen, 184!).
4,-« „ — 438 000 fl. Baden, 1848.
3/° „ — 1-070 000 fl. Baiern, 1837—43.
3," „ — 365 000 Würtemberg, 1842—45; unterdenAus-

gaben für dieKirche sind aberauchSchul-
lehrerbesoldungcn enthalten.

3/ „ — 172 000 fl. Gr. Hessen, 1845—47.
2," „ — 1-500 000 Rthlr. ungefähr Preußen, 1847.
1/ „ — 1 - 703 000 Fr. Belgien, 1841, ohne die Provincial-

ausgaben für gleichen Zweck.
1," „ — 17-930 000 Fr. Frankreich, 1847, ohne dieGewerbs-

schulen für Landbau, Bergbau und Ge¬
werke.

1/ „ — 1-325 000 fl. Oesterreich, 1849.
Diese große Verschiedenheit rührt zum Thcil von den anderen

Hülfsquellen her, aus denen die Schulanstalten Zuflüsse erhalten,
wie z. B. die meisten Universitäten eigenes rentctragendes Vermö¬
gen besitzen.

(b) In den letzten beiden Jahrzehnten ist in vielen europäischen Staaten
für diesen lange vernachlässigten Gegenstand sehr viel geschehen.
Ließ zeigt sich hauptsächlich in folgenden Stücken:

1) Zahl der Schüler und der Lehrer und Vollständigkeit des Schul¬
besuches. Auf 1000 Menschen kommen gegen 153 Kinder von 6
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bis 14 Jahren. Diese Zahl ist also die größte mögliche Menge
von Schulkindern innerhalb jenes Alters, oder ungefähr j).
Rach llli. vupiii (borces proüuotives dein b'i-nnce, 1827,
II, 251) hatte Nordfrankreich auf 1000 Einwohner nur 57,
Südfrankreich 21 Schulkinder und 14 000 Gemeindenvon
38 000 hatten noch keine Schule. Seitdem ist diesem Uebel-
stande so eifrig abgeholfen worden, daß 1840 nur noch 4196
Gemeinden ohne Schulen waren und 1842 die Zahl der Schul¬
kinder 3-240 000 oder I auf 10,^ Ew. gewesen sein soll. Im
1.1848 waren in 12. Dep noch weniger als 3000 Schulkinder
auf 100 000 Einw., min. 2127 (Dep. Allier.) llour». clen Leon.
XXI, 184. In den deutschen Staaten, in den Niederlanden,
einem Lheil der Schweiz re. erreicht die Zahl der Schulbc-
suchenden das muximum, z. B. im Großherzogthum Hessen
waren es 1837 156 p. m., es kam auf 85 Kinder oder auf 548
Menschen eine Schule (Linde, Uebers. des ges. Unterrichtsw.
im Gr. Hessen, 1839). — In Preußen wurden 1838 die öffent¬
lichen unteren und mittleren Lehranstalten von 2-289 700 Schü¬
lern besucht (Weber, Handb. S. 145), was 160 p. m. oder 1
auf 6/ E. giebk, jedoch sind hierunter auch Zöglinge über jenem
Schulalter, und man zählte 540 000 Kinder ('/^ aller), die in
keine öffentliche Schule giengen; 1846 war unter 6," Ew. 1
Schulkind, Dieterici, Mittheil. 1848, S. 51. — In Belgien
waren zu Ende 1840 noch 183 von 2417 Landgemeinden ohne
Schulen. Man zählte 2109 Gemeinde-, 2284 Privat- und 796
gemischteSchulen, d. h. solche, die vom Staate eine Unter¬
stützung erhalten, zus. 5189, mit 453 380 Schulkindern, also
113 p. mille oder der Einw., max. Namur mit min. Ost-
flandcrn mit s. kllnt üe I'instiuotr. primuire an Lelxigue,
1830—40,S. 63 ff. (Amtl. Bericht des Ministers des Innern
v. 28. Jan. 1842.) — Die deutschen Provinzen von Oesterreich
hatten 1843 1 Schulkind auf 6," Einw.

2) Besoldung der Lehrer. Dieselbe war sonst öfters so kärglich, daß
der Lehrer zu unwürdigem Nebenerwerbe gezwungen war. Man
hat jetzt in vielen Ländern ein Minimum des Einkommens, je
nach der Größe der Schule, festgesetzt, so daß der Lehrer wenig¬
stens den nötigsten Unterhalt findet, und dieß Minimum ist in
mehreren Staaten schon wieder hinaufgerückt worden. Nach
dem bad. Ges. v. 28. Aug. 1837 steht sich der Hauptlehrer mit
Einschluß der Wohnung auch an kleinen Orten wenigstens auf
180 fl., in den größeren Städten auf 450 fl., wozu das Schul¬
geld kommt. Nach dem Ges. v. 6. März 1845 ist der geringste
Betrag 215 fl. ohne Schulgeld, und dieß macht für jedes Kind
mindestens 48 kr. jährlich. — Das geringste Einkommen ist in
Kurhcssen 1847 auf I25Rthlr., in Preußen 1845 auf 100 Nthlr.
bestimmt worden, in Nassau undBaiern auf200fl.—In Frank¬
reich sollte (Ges. 28.Jun. 1833) der Elementarlehrernicht unter
200, der Oberlehrer nicht unter 400 Fr. erhalten, nebst einem
Schulgelde (retribution mensnelle), welches vom Gemeinde¬
rath für jedes Kind, dessen Aeltern nicht zu dürftig waren, fest¬
gesetzt wurde. Es betrug in den einzelnen Dep. von ^ bis 1*/,
Fr. monatlich. 1845 gab es >5 000 Schullehrer von weniger als
400 Fr. 1848 wurde die Unentgeldlichkeit des Schulunterrichts
ausgesprochen und eine Summe von 45 Will. Fr. gefordert
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um die Lehrer zu besolden, so daß jeder mindestens KOO Fr. ein¬
zunehmen hat. — In Belgien empfingen die Schullehrer 1840
i. D. 589 Fr., aber auf dem Lande war das Einkommen in der
Regel nur 350—400 Fr. — In Hannover lebten 1834 noch 396
Lehrer das ganze Jahr oder einen Lheil desselben von dem
Reihetisch bei den Ortsbewohnern. — In Großbritanien ge¬
schah bisher für das Bolksschulwesen, sowie für viele andere
wichtige Bedürfnisse gar nichts vom Staate. Neuerlich sind
40000 L. St. jährlich für jenen Zweck ausgesetzt.

(c) Ad. Smith's tadelnde Bemerkungen über die Universitäten be¬
ziehen sich auf die mangelhaften Einrichtungen in England. Say
verwirft die Rcchtsschulen, weil man in ihnen Rechtsverdrehungen
lerne, und die medicinischen, weil die Menschen doch die Quack¬
salber vorziehen! Handb. V, 237.239. — In Deutschland sind die
Meinungen über den Einfluß der Hochschulen auf die allgemeine
Bildung nicht getheilt. Universitäten mit vollständiger und guter
Besetzung aller Fächer und reichlich ausgcstattet mit den nöthigen
Hülfsmiiteln, als Büchern, Sammlungen, Instrumenten, Kranken¬
häusern rc. sind übrigens kostbar; eine solche Anstalt erfordert
mindestens 100 000 fl. — Die belgische Regierung verwendete
1840. 41 606 000 Fr. auf die beiden königlichen Universitäten Gent
und Lüttich, worunter 24 000 Fr. Stipendien (bonrsos) aus den
Universitäten und 15 000 Fr.Reisestipendien. Die Krankenhäuser wer¬
den von den Stadtgemeinden erhalten; s. Rtat de I'onseiAncmeiit
superieur en RolKigue, pondunt I'uiwoe 1841. Rapport du ml», de
I'inleneur, 30.April 1842. — Einkünfte derpreuß. Universitäten nach
Dieterici (Geschichtl. und starist. Nachrichten über die Univers.
im pr. St. Berl. 1836):

99 800 Rthlr. Berlin,.. wc .

Frankreich thut für den mittleren und höheren Unterricht wenig.
Der A. für 1844 führt auf 186 666 Fr. für 6 theologische Fa¬
kultäten, 817 700 Fr. für 9 Rechtsschulen, 686 700 für 3 medi-
cinische Schulen, 189 800 für I Apothekerschule, zus. 1'880 860,
während 1'601 000 Fr. als Gebühren der Schüler (rötrlkntions)
u. a. Einnahmen aufgeführt sind, also nur 280 000 Fr. Zuschuß!
Die 10 Faculkätcn des soienoos und die 10 dos lottres kosten
816 696 Fr. und tragen 285 000 Fr. ein, das cousorvntoire des
arts et. invtiers kostet 150 000 Fr., die beiden Gewerksschulen (mit
vielen Stipendien) 675 000 Fr., das LollöKedo k'ranvo 162 000 Fr.,
2 Bergschulen 120 000 Fr.

(<?) Die Universitäten haben weit mehr geleistet als manche, wie ein
Lheil des Hofprunkes behandelte Akademiecn, indeß können diese,
besonders für Fächer, in denen zeitraubendes, ungestörtes Forschen
nothwendig ist, sehr ersprießlich werden. Vgl. Say, Handb. V, 254.
Die 5 pariser Akademieen kosten (1844) 566 000 Fr., das Museum
der Naturgeschichte 180 000, die Sternwarten 121 760, die 3 pari¬
ser Bibliotheken 555 823 Fr., Unterstützungen von Gelehrten und
Druckschriften 574 000 Fr. rc.

89 680 „ Bonn,

60 900 " Königsberg,
57 700 „ Greifswalde,

Os ,, -Ovllll/ » »
72 298 „ Breslau, .
70 700 „ Halle,

87 100
1 300

aus der Slaatscasse.41 300
57 500
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(s) Es macht einen großen Unterschied, ob in einem Lande das Kir¬
chenvermögen sich noch erhalten hat, oder der Unterhalt der Geist¬
lichen ganz vom Staate bestritten werden muß. In Oesterreich
ziehen sowohl die Kirche als die Lehranstalten beträchtliche Ren¬
ten aus den sog. politischen Fonds.
Die Kirche kostet in Frankreich (1847) gegen 38 Mill. oder 3
Proc., in Preußen soviel wie der Unterricht, in Baiern (1837—
43) l'/z Will. fl. oder 4,° Proc., in Würtemberg (1842—45)
875KOO fl. — 8,° Proc., in Baden (1848) neben ansehnlichem
Kirchenvermögen 128 000 fl. oder 1,2° Proc., in Kurhcfsen (1849)
69 000 Rthlr. — 1,° Proc., im Gr. Hessen 2,° Proc. oder 128000 fl.

8 - 81 .

Ausgaben für das Finanzwesen. Die Erhebung, Ver¬
wendung und Berechnung der Staatseinkünfte verursacht Kosten,
die theils nur einzelne Zweige von Einnahmen betreffen und in
den Finanzplanen mehrerer Staaten sogleich von dem Betrage
derselben in Abzug gebracht werden, theils sich auf die gesammte
Finanzvcrwaltung beziehen. Unter letzteren nehmen auch die
Ausgaben für die Staatsschuld ihre Stelle ein. Die Regeln
für die vorteilhafteste Einrichtung dieser ganzen Elaste von Aus¬
gaben sind in der Finanzwissenschaft zerstreut.
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